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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordnete 

Frau 

Zutt 

(SPD) 


In welcher Höhe wird der periodisch erscheinen- 
de Pressedienst „Privatdepesche" 5300 Bonn, 
Mörickestraße 41, je Ausgabe unterstützt? 


2. Abgeordnete 

Frau 

Zutt 

(SPD) 


In welcher Höhe wird der periodisch erscheinen- 
de Pressedienst „ Bonner-Mittwochsdienst " 
5300 Bonn (Herausgeber Gustav Meissner, Le- 
gationsrat a. D.), je Ausgabe unterstützt? 


Antwort des Staatssekretärs Ost 
vom 25. November 1985 

Seit vielen Jahren schließt die Bundesregierung im Rahmen ihrer Infor- 
mations- und Öffentlichkeitsarbeit auch mit verschiedenen Pressedien- 
sten privatrechtliche Verträge ab, die sich nach dem Prinzip von Leistung 
und Gegenleistung richten. Eine „Unterstützung" kann in solchen Lei- 
stungsaustauschverträgen nicht gesehen werden. 

Bis zum Haushaltsjahr 1984 kamen für solche Verträge Mittel aus dem 
Titel 531 01 des Haushaltskapitels 04 03 in Betracht, die bis 1983 nur der 
Prüfung des Bundesrechnungshofes unterlagen, der seinerseits einen 
Unterausschuß des Haushaltsausschusses unterrichtete. Im übrigen 
unterlag die Verwendung dieser Mittel der Geheimhaltung. 

Auch wenn diese Regelung seit 1984 nicht mehr güt, ist die Bundesregie- 
rung weiterhin gehalten, über Vertragspartner und Vertragsinhalte keine 
ins einzelne gehende öffentliche Mitteilung zu machen. Dies entspricht 
allgemeinen rechtlichen und vertraglichen Anforderungen des Vertrau- 
ensschutzes bei öffentlichen Aufträgen. 

Es widerspräche aber meinem Verständnis von der Rolle des Parlaments, 
wenn ich mich auf diese aus juristischen Gründen notwendige Argumen- 
tation beschränkte. Meine Mitarbeiter stehen Ihnen für ein Gespräch zur 
Verfügung. Bitte lassen Sie mich wissen, ob Sie von meinem Angebot 
Gebrauch machen wollen. 


3. Abgeordneter 

Kühbacher 

(SPD) 


Welche periodisch erscheinende Pressedienste 
werden regelmäßig mit welchen Beträgen (auch 
durch Ankauf) seit dem 1. Januar 1983 aus Steu- 
ermitteln unterstützt? 


Antwort des Staatssekretärs Ost 
vom 25. November 1985 

Seit vielen Jahren schließt die Bundesregierung im Rahmen ihrer Infor- 
mations- und Öffentlichkeitsarbeit auch mit verschiedenen Pressedien- 
sten privatrechtliche Verträge ab, die sich nach dem Prinzip von Leistung 
und Gegenleistung richten. Eine „Unterstützung" kann in solchen Lei- 
stungsaustauschverträgen nicht gesehen werden. 

Bis zum Haushaltsjahr 1984 kamen für solche Verträge Mittel aus dem 
Titel 531 01 des Haushaltskapitels 04 03 in Betracht, die bis 1983 nur der 
Prüfung des Bundesrechnungshofes unterlagen, der seinerseits einen 
Unterausschuß des Haushaltsausschusses unterrichtete. Im übrigen 
unterlag die Verwendung dieser Mittel der Geheimhaltung. 
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Auch wenn diese Regelung seit 1984 nicht mehr gilt, ist die Bundesregie- 
rung weiterhin gehalten, über Vertragspartner und Vertragsinhalte keine 
ins einzelne gehende öffentliche Mitteüung zu machen. Dies entspricht 
allgemeinen rechtlichen und vertraglichen Anforderungen des Vertrau- 
ensschutzes bei Öffentlichen Aufträgen. 

Es widerspräche aber meinem Verständnis von der Rolle des Parlaments, 
wenn ich mich auf diese aus juristischen Gründen notwendige Argumen- 
tation beschränkte. Meine Mitarbeiter stehen Ihnen für ein Gespräch zur 
Verfügung. Bitte lassen Sie mich wissen, ob Sie von meinem Angebot 
Gebrauch machen wollen. 

4. Abgeordneter Welche konkreten Gegenleistungen erhält die 

Kühbacher Bundesregierung für die finanzielle Unterstüt- 

(SPD) zung von privatperiodisch erscheinenden Pres- 

sediensten? 

Antwort des Staatssekretärs Ost 
vom 25. November 1985 

Die Vertragsgestaltüng ist unterschiedlich. Die Gegenleistungen entspre- 
chen generell den Typen des Kauf-, Werkvertrags- oder Auftragsrechts, 
also z. B. die Lieferung einer bestimmten Anzahl von gekauften Exempla- 
ren oder auch von werkvertraglich vereinbarten Tätigkeiten im Rahmen 
der Informations auf gaben der Bundesregierung. 

5. Abgeordneter Welche periodisch erscheinenden Pressedienste 

Nebm werden auf Vorschlag oder mit Unterstützung 

(SPD) des Bundespresseamtes an Tageszeitungen oder 

sonstige periodische Publikationen als „Paten- 
schaftsabonnement" geliefert? 

Antwort des Staatssekretärs Ost 
vom 25. November 1985 

Seit vielen Jahren schließt die Bundesregierung im Rahmen ihrer Infor- 
mations- und Öffentlichkeitsarbeit auch mit verschiedenen Pressedien- 
sten privatrechtliche Verträge ab, die sich nach dem Prinzip von Leistung 
und Gegenleistung richten. Eine „Unterstützung" kann in solchen Lei- 
stungsaustauschverträgen nicht gesehen werden. 

Bis zum Haushaltsjahr 1984 kamen für solche Verträge Mittel aus dem 
Titel 53101 des Haushaltskapitels 04 03 in Betracht, die bis 1983 nur der 
Prüfung des Bundesrechnungshofes unterlagen, der seinerseits einen 
Unterausschuß des Haushaltsausschusses unterrichtete. Im übrigen 
unterlag die Verwendung dieser Mittel der Geheimhaltung. 

Auch wenn diese Regelung seit 1984 nicht mehr güt, ist die Bundesregie- 
rung weiterhin gehalten, über Vertragspartner und Vertragsinhalte keine 
ins einzelne gehende öffentliche Mitteilung zu machen. Dies entspricht 
allgemeinen rechtlichen und vertraglichen Anforderungen des Vertrau- 
ensschutzes bei öffentlichen Aufträgen. 

Es widerspräche aber meinem Verständnis von der Rolle des Parlaments, 
wenn ich mich auf diese aus juristischen Gründen notwendige Argumen- 
tation beschränkte. Meine Mitarbeiter stehen Ihnen für ein Gespräch zur 
Verfügung. Bitte lassen Sie mich wissen, ob Sie von meinem Angebot 
Gebrauch machen wollen. 

6. Abgeordneter Nach welchen Kriterien und auf welcher gesetz- 

Nebm liehen Grundlage erfolgt die regelmäßige finan- 

(SPD) ziehe Unterstützung von privatperiodisch er- 

scheinenden Pressediensten? 
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Antwort des Staatssekretärs Ost 
vom 25. November 1985 

Nach dem Auftrag der Informations- und Öffentlichkeitsarbeit, wie er 
expressiv verbis in der Vorbemerkung zu Kapitel 04 03 des Haushalts- 
plans beschrieben ist, hat die Bundesregierung die Pflicht, Bürger und 
Medien über ihre Politik zu unterrichten und ihre Tätigkeiten, Vor- 
haben und Ziele zu erläutern und zu vertreten. Auch das Bundesver- 
fassungsgericht hat in seiner Entscheidung zur Öffentlichkeitsarbeit 
von Staatsorganen vom 2. März 1977 festgestellt, daß Öffentlichkeits- 
arbeit des Staates nicht nur ein Recht, sondern eine Pflicht ist. Soweit 
sich die Bundesregierung dabei privater Vertragspartner bedient, werden 
die Vereinbarungen durch Leistungsverträge des Kauf-, Werks- oder 
Auftragsrechts getroffen. Eine „Unterstützung", die einer besonderen 
Rechtsgrundlage bedürfte, liegt nicht vor. 


7. Abgeordneter Welche Voraussetzungen müssen erfüllt sein, 

Nehm damit ein periodisch erscheinender Pressedienst 

(SPD) finanzielle Unterstützung des Presse- und Infor- 

mationsamtes der Bundesregierung erhält? 

Antwort des Staatssekretärs Ost 
vom 25. November 1985 

Da es sich nicht um eine an besondere Voraussetzungen geknüpfte Un- 
terstützung handelt, gelten die allgemeinen Grundsätze der Vertrags- 
freiheit. 


8. Abgeordneter 

Walther 

(SPD) 


Welche periodisch erscheinenden Pressedienste 
des Verlages „Presseplan", 5300 Bonn, werden 
vom Presse- und Informationsamt der Bundesre- 
gierung mit welchen Beträgen unterstützt? 


9. Abgeordneter 

Walther 

(SPD) 


Welche periodisch erscheinenden Pressedienste 
des Verlages „Exclusiv- Druck und Verlag Meiss- 
ner KG", 5300 Bonn, werden vom Presse- und 
Informationsamt der Bundesregierung mit wel- 
chen Beträgen unterstützt? 


Antwort des Staatssekretärs Ost 
vom 25. November 1985 


Seit vielen Jahren schließt die Bundesregierung im Rahmen ihrer Infor- 
mations- und Öffentlichkeitsarbeit auch mit verschiedenen Pressedien- 
sten privatrechtliche Verträge ab, die sich nach dem Prinzip von Leistung 
und Gegenleistung richten. Eine „Unterstützung" kann in solchen Lei- 
stungsaustauschverträgen nicht gesehen werden. 

Bis zum Haushaltsjahr 1984 kamen für solche Verträge Mittel aus dem 
Titel 53101 des Haushaltskapitels 04 03 in Betracht, die bis 1983 nur der 
Prüfung des Bundesrechnungshofes unterlagen, der seinerseits einen 
Unterausschuß des Haushaltsausschusses unterrichtete. Im übrigen 
unterlag die Verwendung dieser Mittel der Geheimhaltung. 

Auch wenn diese Regelung seit 1984 nicht mehr gilt, ist die Bundesregie- 
rung weiterhin gehalten, über Vertragspartner und Vertragsinhalte keine 
ins einzelne gehende öffentliche Mitteilung zu machen. Dies entspricht 
allgemeinen rechtlichen und vertraglichen Anforderungen des Vertrau- 
ensschutzes bei öffentlichen Aufträgen. 
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Es widerspräche aber meinem Verständnis von der Rolle des Parlaments, 
wenn ich mich auf diese aus juristischen Gründen notwendige Argumen- 
tation beschränkte. Meine Mitarbeiter stehen Ihnen für ein Gespräch zur 
Verfügung. Bitte lassen Sie mich wissen, ob Sie von meinem Angebot 
Gebrauch machen wollen. 

10. Abgeordneter Sind die Verlage oder Redaktionen, die mit von 

Walther der Bundesregierung finanziell unterstützten 

(SPD) Pressedienste beliefert werden, über die finan- 

zielle Unterstützung der Bundesregierung an die 
Pressedienste informiert? 

Antwort des Staatssekretärs Ost 
vom 25. November 1985 

Diese Frage bezieht sich auf das Verhältnis zwischen einem Vertrags- 
partner der Bundesregierung und Dritten. Einzelheiten dieser Zusam- 
menarbeit sind dem Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 
nicht bekannt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


11. Abgeordnete 
Frau 
Männle 
(CDU/CSU) 


Welche praktischen Erfahrungen hat der Bun- 
desminister des Innern mit dem Arbeitszeitmo- 
dell „Job Sharing" unter Bezugnahme auf sein 
Rundschreiben vom 18. Februar 1983 an aUe 
obersten Bundesbehörden gemacht, und sieht er 
Möglichkeiten, diese Teüzeitform populärer zu 
gestalten? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 21. November 1985 

Nachdem bereits mit dem Rundschreiben vom 18. Februar 1983 geeig- 
nete rechtliche Gestaltungsformen bereitgestellt wurden, um eine Erpro- 
bung des Arbeitszeitmodells „Job Sharing" zu fördern, hat nunmehr das 
Beschäftigungsförderungsgesetz 1985 zu den vieldiskutierten Fragen der 
Vertretungspflicht und des Kündigungsschutzes allgemein sozialverträg- 
liche Regelungen getroffen. Sie büden die Grundlage dafür, im konkre- 
ten Fall übereinstimmenden Wünschen der beteiligten Arbeitnehmer im 
Rahmen der personalwdrtschaftlichen/organisatorischen Möglichkeiten 
Rechnung zu tragen. Weiterer Maßnahmen bedarf es derzeit nach meiner 
Auffassung nicht; es sollten zunächst die Erfahrungen mit den erwähnten 
gesetzlichen Vorschriften abgewartet werden. 

Ich darf ergänzend darauf hinweisen, daß sich die Bundesbehörden auch 
im Rahmen der sogenannten herkömmlichen Teilzeitarbeit bemüht 
haben, Wünsche hinsichtlich der Arbeitszeit zu berücksichtigen. 


12. Abgeordneter 
Gersteln 
(CDU/CSU) 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 22. November 1985 

Abgasreinigungsanlagen zur Reduzierung der Stickstoffoxid-Emissionen 
von Großfeuerungsanlagen wurden in der Vergangenheit großtechnisch 
fast ausschließlich in Japan eingesetzt. Dabei dominierte das Verfahrens- 
prinzip der selektiven katalytischen Reduktion (SCR- Verfahren). 


Aus welchen Gründen fördert die Bundesregie- 
rung das in Japan entwickelte selektive katalyti- 
sche Reduktionsverfahren mit öffentlichen Mit- 
teln? 
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Die japanischen Erfahrungen und Erkenntnisse können nicht einfach auf 
deutsche Feuerungsanlagen übertragen werden, da die Betriebsbedin- 
gungen dieser Anlagen, z. B. andere Kohlesorten mit anderen Begleitstof- 
fen, stärkerer Einsatz im Mittellast- statt Grundlastbereich, was zu häufi- 
gen An- und Abschaltvorgängen führt, in unserem Land anders sind. 
Auch existieren in Japan keine Erfahrungen mit Schmelzkammerfeue- 
rungen. Die Bundesregierung hat daher mit Mitteln des Altanlagensanie- 
rungsprogramms die Errichtung japanischer Abgasentstickungsanlagen 
über deutsche Lizenznehmer gefördert. Die Bundesregierung erwartet 
dadurch eine schnelle Umsetzung der in der Großfeuerungsahlagen- 
Verordnung vorgeschriebenen und von der Umweltministerkonferenz im 
April 1984 konkretisierten NOx-Emissionsbegrenzungen. Die erste groß- 
technische Abgasentstickungsanlage wird noch in diesem Jahr in Betrieb 
gehen. 

13. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Baum der in der Bundesrepublik Deutschland höchst- 

(FDP) zulässige Schwefelgehalt im leichten Heizöl und 

Dieselkraftstoff auf mindestens 0,15 v. H. herab- 
gesetzt werden muß, und wird die Bundesregie- 
rung auf EG-Ebene darauf bestehen, daß der von 
der EG-Kommission auf Betreiben der Bundesre- 
gierung vorgelegte Vorschlag eine entsprechen- 
de Festlegung vornimmt? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 21. November 1985 

Ziel der Bundesregierung ist die EG-weite Herabsetzung des Schwefel- 
gehaltes im leichten Heizöl und Dieselkraftstoff auf 0,15 Gewichtspro- 
zent. Mit dieser Zielsetzung verhandelt die Bundesregierung in der EG. 


14. Abgeordneter 

Wolfgramm 

(Göttingen) 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die in dem Richtlinienvorschlag des Rates über 
das Einbringen von Abfällen ins Meer genann- 
ten Maßnahmen nicht ausreichend die Ergebnis- 
se der internationalen Nordseeschutzkonferenz 
vom 31. Oktober und 1. November 1984 berück- 
sichtigen, vielmehr dieser Richtlinien Vorschlag 
u. a. das Verbot der Verklappung und Verbren- 
nung von Abfällen in der Nordsee vorsehen 
müßte? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 22. November 1985 


Ja. Nach Ansicht der Bundesregierung reicht es nicht aus, die Einbrin- 
gung von Abfällen bis 1995 um 50 v. H. zu reduzieren, vielmehr muß die 
Reduzierung mit dem Ziel der vollständigen Beendigung erfolgen. 
Außerdem sollte die Frage eines Verbots der Abfallverbrennung auf See 
nicht auf das Jahr 1990 verschoben, sondern bereits jetzt mitbehandelt 
werden. 

Die Bundesregierung wird daher bei den bevorstehenden Beratungen 
des Richtiinienvorschlages auf eine Verschärfung der vorgesehenen 
Maßnahmen drängen mit dem Ziel, die Abfallbeseitigung auf See so bald 
wie möglich zu beenden. 

15. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, den Bera- 

Dr, Rose tungsergebnissen des Bundesrates in Sachen TA 

(CDU/CSU) Luft (Korrekturen u. a. für landwirtschaftliche 

Mastbetriebe) beizutreten? 
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Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 21. November 1985 

Die Bundesregierung hat die Prüfung der Beratungsergebnisse des 
Bundesrates in Sachen TA Luft noch nicht abgeschlossen. 


16. Abgeordneter 

Dr. Rose 


(CDU/CSU) 


Denkt die Bundesregierung an eine finanzielle 
Sonderregelung für jene landAAdrtschaf fliehen 
Betriebe, die in Konsequenz der neuen TA Luft 
betriebsgefährdende Investitionsausgaben er- 
bringen müssen? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 21. November 1985 

Die Bundesregierung hat bei ihrem Entwurf zur TA Luft den Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit beachtet. 

Sollte im Einzelfall eine auf Grund der TA Luft zu treffende nachträgliche 
Anordnung mit unverhältnismäßig hohem Aufwand verbunden sein, 
wäre § 17 Abs. 2 BImSchG anzuwenden. Danach darf eine nachträgliche 
Anordnung vor allem dann nicht getroffen werden, wenn der mit der 
Erfüllung der Anordnung verbundene Aufwand außer Verhältnis zu dem 
nut der Anordnung angestrebtem Erfolg steht. 

Es besteht daher kein Anlaß zu finanziellen Sonderregelungen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


17. Abgeordneter 

Neumann 

(Bramsche) 

(SPD) 


Wann ist das Verfahren nach dem Lindauer Ab- 
kommen durch die Ständige Vertragskommis- 
sion der Bundesländer abgeschlossen, das der 
Bundesregierung die Möglichkeit gibt, die UN- 
Konvention gegen Folter zu unterzeichnen, 
nachdem bereits 35 Staaten die Konvention ge- 
zeichnet haben, darunter 16 Staaten des Europa- 
rates? 


18. Abgeordneter 

Neumann 

(Bramsche) 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung Gründe bekannt, 
warum das Prüfung sverfahren der Bundesländer 
nunmehr nahezu ein Jahr dauert, und kann sie 
die Gründe dafür bekanntgeben? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 22. November 1985 

Nach Kenntnis der Bundesregierung läßt sich zur Zeit noch nicht abse- 
hen, wann die Ständige Vertragskommission der Länder ihre Beratungen 
abschheßen wird. Die Vertragskommission ist erst eingeschaltet worden, 
nachdem feststand, daß die Bundesländer entgegen ursprünglicher 
Erwartung einer schnellen und vorbehaltlosen Zeichnung der UN-Kon- 
vention nicht zustimmen würden. Hierüber hat es zunächst einen intensi- 
ven Meinungsaustausch gegeben. Die Bundesländer sind der Auffas- 
sung, daß die UN-Konvention gegen Folter eine Reihe vielschichtiger 
Probleme aufAvirft, die sorgfältiger Klärung bedürfen. Angesichts der 
Erfahrungen mit der Asylrechtspraxis gehört dazu vor allem auch die 
Frage, durch welche Vorkehrungen einer mißbräuchlichen Inanspruch- 
nahme der durch die Konvention gewährten Rechte begegnet werden 
kann. 
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Welches sind die Gründe dafür, daß der vom 
Ministerkomitee des Europarates eingesetzte 
Lenkungsausschuß für Menschenrechte mit der 
Prüfung und Ausarbeitung der „Europäischen 
Konvention über den Schutz von Häftlingen vor 
Folter und grausamer, unmenschlicher oder er- 
niedrigender Behandlung oder Bestrafung" noch 
nicht zum Abschluß gekommen ist? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 22. November 1985 

Der von der Parlamentarischen Versammlung des Europarates empfoh- 
lene Entwurf einer „Europäischen Konvention über den Schutz von 
Häftlingen vor Folter und grausamer, unmenschhcher oder erniedrigen- 
der Behandlung oder Bestrafung" ist gemäß dem üblichen Verfahren 
vom Lenkungsausschuß für Menschenrechte an einen seiner Experten- 
ausschüsse überwiesen worden. Dieser hat den Entwurf in mehreren 
Sitzungen, zuletzt im Oktober 1985, beraten und seine Arbeitsergebnisse 
dem Lenkungsausschuß vorgelegt, der darüber zur Zeit berät. 


19. Abgeordneter 

Neumann 

(Bramsche) 

(SPD) 


20. Abgeordneter 

Neumann 

(Bramsche) 

(SPD) 


Welche Staaten verhindern einen zügigen Ab- 
schluß der Beratungen der 1983 empfohlenen 
Konvention, und gehört die Bundesrepublik 
Deutschland dazu, obwohl der Deutsche Bun- 
destag einstimmig die Zustimmung zu der Kon- 
vention beschlossen hat? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 22. November 1985 

Die Beratungen in den zuständigen Ausschüssen des Europarates sind 
bisher sachgerecht, ungehindert und zügig verlaufen. Die bei diesen 
Beratungen auf getretenen Probleme bedürfen allerdings eingehender 
Prüfung. 


21. Abgeordneter 

Doss 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 22. November 1985 

Das Bundesministerium der Justiz hat den Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung von Kostengesetzen vorgelegt, durch das die Entschädigung 
für Sachverständige, Zeugen und ehrenamtliche Richter erhöht werden 
soll; daneben ist eine Erhöhung der Gerichts- und Rechtsanwaltsgebüh- 
ren vorgesehen. Der Entwurf ist mit Schreiben vom 18. Juli 1985 den 
Fraktionen des Deutschen Bundestages zugeleitet worden. Er wird zur 
Zeit auf Grund der Stellungnahmen der Landesjustizverwaltungen und 
der Bundesressorts überarbeitet. 


Wie weit sind die Bemühungen der Bundesregie- 
rung gediehen, dem Auftrag des Deutschen Bun- 
destages vom 14. März 1985 nachzukommen, 
ihm ein Gesetz „zur Änderung des Gesetzes 
über die Entschädigung von Zeugen und Sach- 
verständigen (ZSEG) und des Gesetzes über die 
Entschädigung der ehrenamthchen Richter" vor- 
zulegen, in welchem die Höhe der Entschädi- 
gungssätze in beiden Gesetzen an die wirtschaft- 
liche Entwicklung seit 1977 angepaßt wird? 
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22. Abgeordneter Welche zeitlichen Vorstellungen hat die Bundes- 

Doss regierung für die Einbringung dieses Gesetzent- 

( CDU/CSU) Wurfs im Deutschen Bundestag und Bundesrat? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 22. November 1985 

Die Bundesregierung ist bemüht, den Entwurf noch in diesem Jahr in das 
Gesetzgebungsverfahren einzubringen. 


23. Abgeordneter 

Doss 

(CDU/CSU) 


Wird dieser Gesetzentwurf beinhalten, daß die 
Entschädigungssätze der Zeugen und Sachver- 
ständigen sowie der ehrenamtiichen Richter, die 
seit fast zehn Jahren unverändert sind, so ange- 
hoben werden, daß die Entschädigungssätze der 
Entwicklung des Lohn- und Preisniveaus in die- 
sem Zeitraum und für die nächste Zukunft ge- 
recht werden, da die Entschädigungssätze ja 
dann erst in einigen Jahren erneut angehoben 
werden können? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 22. November 1985 

Die Entschädigung der Sachverständigen, Zeugen und ehrenamtlichen 
Richter soll an die Entwicklung des Lohn- imd Preisniveaus angepaßt 
werden. 


24. Abgeordneter 

Doss 

(CDU/CSU) 


Wird der Gesetzentwurf auch beinhalten, daß 
das völhg unzulängliche und seit langem nicht 
mehr kostendeckende Personenkraftwagen- Ki- 
lometergeld auch entsprechend angehoben 
wird? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 22. November 1985 

Der Entwurf beschränkt sich wegen der Eübedürftigkeit auf die Erhö- 
hung der Hauptentschädigungen. Eine Erhöhung des Wegegeldes würde 
Auswirkimgen auf andere Bereiche haben. Diese Anpassung muß daher 
einer späteren Änderung Vorbehalten bleiben. 


25. Abgeordneter Wann gedenkt unter diesen Umständen die Bun- 

Dr. de With desregierung den seit geraumer Zeit in Arbeit 

(SPD) befindlichen Entwurf zur Reform des Konkurs- 

rechts vorzulegen, nachdem eine hierzu von dem 
vormaligen Bundesminister der Justiz, Dr. Vogel, 
eingesetzte unabhängige Kommission ausrei- 
chende Vorarbeiten geleistet hat? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 22. November 1985 

Ein Vorhaben dieser Größenordnung und Bedeutung muß mit aller Sorg- 
falt vorbereitet, darf nicht übers Knie gebrochen werden. Der erste 
Bericht der Kommission für Insolvenzrecht liegt den Verbänden und 
Berufsorganisationen sowie den Ländern zur Stellungnahme bis Ende 
dieses Jahres vor. Die wissenschaftliche Diskussion über den Bericht 
kommt soeben in Gang. Der Zweite Bericht der Kommission soll dem- 
nächst vorgelegt werden; auch hierzu muß der Öffentlichkeit Gelegen- 
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heit zur Stellungnahme geboten werden. Einen Regierungsentwurf wird 
die Bundesregierung dann vorlegen, wenn alle Interessierten und ihre 
Organisationen Zeit und Gelegenheit hatten, ihre Meinung zu bilden und 
vorzubringen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


26. Abgeordneter 

Dr. Struck 

(SPD) 


Entspricht der sich aus der Antwort der Bundes- 
regierung vom 6. November 1985 auf meine Fra- 
ge 22 (Drucksache 10/4198) ergebende Umkehr- 
schluß, wonach steuermindernde Spenden und 
sonstige Zahlungen an Berufsverbände, die ohne 
eine bestimmte Zweckbestimmung gegeben 
werden, von den Berufsverbänden zu einem 
(nicht erheblichen) Teil politischen Parteien zu- 
geführt werden können, der geltenden Rechts- 
lage? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 25. November 1985 


Spenden dürfen als Ausgaben zur Förderung müdtätiger, kirchlicher, 
religiöser, wissenschaftlicher und staatspolitischer sowie der als besonders 
förderungswürdig anerkannten gemeinnützigen Zwecke in dem nach 
§ 10b Einkommensteuergesetz (EStG), § 9 Nr. 3 Körperschaftsteuerge- 
setz (KStG) vorgeschriebenen Rahmen bei der Ermittlung des Einkom- 
mens für Zwecke der Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer abgezo- 
gen werden. Die Tätigkeit eines Beruf sverbandes kann dagegen nicht 
durch steuerlich absetzbare Spenden gefördert werden. Mitgliederbei- 
träge an einen Berufsverband werden als Werbungskosten (vgl. § 9 
Abs. 1 Nr. 3 EStG) oder Betriebsausgaben bei der Ermittlung der Ein- 
künfte für Zwecke der Einkommensteuer oder der Körperschaftsteuer 
berücksichtigt. 

27. Abgeordneter Bestehen bundeseinheitliche Regelungen dar- 

Dr. Struck über, in welchem Umfang Berufsverbände ihre 

(SPD) Einnahmen politischen Parteien zuführen dür- 

fen, bzw. sind derartige Regelungen beabsich- 
tigt, und ist der Bundesregierung bekannt, daß in 
den einzelnen Bundesländern in der Vergangen- 
heit unterschiedlich verfahren wurde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 25. November 1985 

Nach dem Gutachten des Bundesfinanzhofs vom 17. Mai 1952 (Bundes- 
steuerblatt III, S. 228) verliert eine Vereinigung ihre Eigenschaft als 
Berufsverband, wenn sie einen erheblichen Teü ihrer Einnahmen politi- 
schen Parteien zuwendet. Die Frage, welcher Teü der Einnahmen als 
erheblich anzusehen ist, wurde in der Vergangenheit von der Finanzver- 
waltung in den einzelnen Ländern nicht einheitlich beantwortet. Die 
Meinungsbüdung darüber ist noch nicht abgeschlossen. 


28. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Gellersen) 

(SPD) 


Befürwortet die Bundesregierung die Empfeh- 
lung des bayerischen Landtagsausschusses für 
Ernährung und Landwirtschaft, die Aufzeich- 
nungs- oder Buchführungspflicht für landwirt- 
schaftliche Betriebe mit Ausgangswerten unter 
40 000 DM aufzuheben? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Obert 
vom 22. November 1985 

Für die Gewinnermittlung bei Land- und Forstwirten gelten zur Zeit drei 
Stufen. Sie richten sich nach dem Ausgangswert, der in der Regel dem 
Wirtschaftswert entspricht. 

- Betriebe mit Ausgangswerten bis zu 32000 DM unterliegen der 
Gewinnermittlung nach Durchschnittsätzen gemäß §13a Einkom- 
mensteuergesetz (EStG) ; 

- Betriebe mit Ausgangswerten zwischen 32 000 DM und 40000 DM 
können ihren Gewinn durch Aufzeichnung der Betriebseinnahmen 
und Betriebsausgaben emütteln (Einnahme-Überschußrechnung nach 
§4 Abs. 3 EStG); 

- Betriebe mit Ausgangswerten über 40000 DM sind verpflichtet, 
Bücher zu führen und ihren Gewinn durch Bestandsvergleich nach § 4 
Abs. 1 EStG zu ermitteln. 

Gegen die Aufhebung der Aufzeichnungsregelung für landwirtschaftli- 
che Betriebe mit Ausgangswerten unter 40000 DM bestehen folgende 
Einwände: 

- Eine Ausweitung der Durchschnittsatz gewinnermittlung ist nach wie 
vor verfassungsmäßig und steuersystematisch bedenklich. Gewinne 
von Betrieben mit Ausgangswerten über 32 000 DM lassen sich wegen 
ihrer Schwankungsbreite nicht sachgerecht nach Durchschnittsätzen 
erfassen. 

- Für Betriebe mit Ausgangswerten zwischen 32 000 DM und 40 000 DM 
besteht keine Verpflichtung zur Aufzeichnung von Betriebseinnah- 
men und -ausgaben. Wenn keine Aufzeichnungen vorgelegt werden, 
wird ihr Gewinn geschätzt. 

- Aus der Durchschnittsatzgewinnermittlung ausscheidende Betriebe 
sollten nicht unmittelbar zur Buchführung verpflichtet werden, son- 
dern von der einfacheren Einnahme-Überschußrechnung Gebrauch 
machen können. 

Im übrigen werden die Kosten für Aufzeichnungen durch die Steuerer- 
mäßigung von bis zu 2 000 DM nach § 34 e EStG ausgeglichen. 


29. Abgeordnete 

Frau 

Matthäus-Maier 

(SPD) 


Treffen Zeitungsberichte zu, wonach die Bun- 
desregierung beabsichtigt, ab 1989 das Kinder- 
geld von den Finanzämtern auszahlen zu lassen, 
und wenn ja, wie soll die Auszahlung durch die 
Finanzämter gestaltet werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Obert 
vom 22. November 1985 

Am 14. November 1985 hat der Deutsche Bundestag die nachstehende 
Entschließung gefaßt: 

Am 14. November 1985 hat der Deutsche Bundestag auf Antrag der 
Koalition von CDU/CSU und FDP folgende Entschließung gefaßt: 

Der Deutsche Bundestag ist der Auffassung, daß die Leistungen von 
Erziehungsgeld, Kindergeld und Kindergeldzuschlag ab 1. Januar 1989 
zusammen mit der steuerhchen Förderung der Familien durch Kinderfrei- 
beträge von den Finanzämtern durchgeführt werden sollen. 

Die Erfahrungen mit dem Vollzug des Erziehungsgeldgesetzes und die 
Ergebnisse des derzeit laufenden Planspiels für das Kindergeld über die 
sogenannte Finanzamtslösung sind zu berücksichtigen. 

Der Deutsche Bundestag erwartet, daß die Bundesregierung dem Ent- 
wurf eines entsprechenden Gesetzes so rechtzeitig den gesetzgebenden 
Körperschaften zuleitet, daß die Neuregelung zu dem genannten Termin 
in Kraft treten kann. 
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Die Entschließung steht im Zusammenhang mit Überlegungen der Bun- 
desregierung, die famüienpolitischen Leistungen Kindergeld, Kinder- 
geldzuschlag sowie Erziehungsgeld und die steuerlichen Kinderfreibe- 
träge über eine Behörde abzuwickeln. Eine derart komplexe Rechts- und 
Verfahrensänderung setzt jedoch eine genaue Untersuchung über die 
verwaltungstechnischen Vor- und Nachteüe voraus, die Bürgern, Wirt- 
schaft und Verwaltung daraus entstehen würden. Der Bundesfinanzmini- 
ster hat deshalb das in der Entschließung eiwähnte Planspiel in Auftrag 
gegeben mit dem Ziel, die Entscheidungsgrundlagen in dieser Hinsicht 
zu ermitteln. 

30. Abgeordnete Wie wird die Bundesregierung die den Ländern 

Frau entstehenden Mehrkosten ausgleichen? 

Matthäus-Maier 

(SPD) 

Antwort des Staatssekretärs Dr, Obert 
vom 22. November 1985 

Es erscheint verfrüht, jetzt hypothetisch Überlegungen über einen Aus- 
gleich etwaiger Belastungsverschiebungen anzustellen. 

31. Abgeordneter Welche Vorsaussetzungen mußten Homo- 

Rusche sexuelle, die während der NS-Zeit in Konzentra- 

(DIE GRÜNEN) tionslagem inhaftiert waren, erfüllen, um An- 

spruch auf Entschädigung zu haben? 


32 Abgeordneter Wie viele Homosexuelle, die mit dem rosa Win- 

Rusche kel in Konzentrationslagern inhaftiert waren, ha- 

(DIE GRÜNEN) ben eine Entschädigung für die dort verbrachte 

Zeit von der Bundesregierung erhalten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 22. November 1985 

Personen, die während der NS-Zeit ausschließlich wegen ihrer Homo- 
sexualität in Konzentrationslagern inhaftiert waren, konnten Leistungen 
nach dem Allgemeinen Kriegsfolgengesetz (AKG) vom 5. November 1957 
erhalten, wenn sie ihre Ansprüche fristgemäß angemeldet hatten. Die 
Anträge mußten grundsätzlich bis zum 31. Dezember 1958 gestellt wer- 
den (gesetzliche Ausschlußfrist). Gewährt wurden einmatige oder lau- 
fende Entschädigungsleistungen nach den allgemeinen gesetzlichen 
Vorschriften für die Verletzung des Lebens, des Körpers, der Gesundheit 
oder Freiheit. 

Auch heute noch kann bei diesem Personenkreis die Inhaftierung in 
einem Konzentrationslager unter bestimmten Voraussetzungen berück- 
sichtigt werden, zum Beispiel kann eine Rentenverkürzung, die auf 
haftbedingtem Beitragsausfall beruht, durch Ausgleichszahlungen nach 
dem AKG auf gefüllt werden. Der Antrag ist binnen Jahresfrist nach 
Erhalt des* Rentenbescheides bei der für den Wohnsitz zuständigen Ober- 
finanzdirektion zu stellen. 

Entschädigung nach dem Bundesentschädigungsgesetz (BEG) sowie 
nach den Härteregelungen der Bundesregierung vom 3. Oktober 1980 
und vom 26. August 1981 (Bundesanzeiger Nr. 192 vom 14. Oktober 1980 
und Nr. 160 vom 29. August 1981) kann gewährt werden, wenn außer der 
Homosexualität einer der in § 1 BEG genannten Gründe (politische Geg- 
nerschaft gegen den Nationalsozialismus, Gründe der Rasse, des Glau- 
bens oder der Weltanschauung) ursächlich für die Inhaftierung gewesen 
ist. 
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Soweit Homosexuelle die Anspruchsvoraussetzungen des AKG oder des 
BEG erfüDen, werden sie ebenso behandelt wie andere Geschädigten- 
gruppen. 

Angaben über die Zahl der während der NS-Zeit inhaftiert gewesenen 
Homosexuellen sind nicht möglich, weil die Statistiken über Leistungen 
nach dem AKG imd dem BEG nicht nach Personengruppen, denen 
Leistungen gewährt werden, gegliedert sind. 


33. Abgeordneter Sind die „Spenden" an den Bundesnachrichten- 

Milz dienst als gemeinnützig anerkannt und somit 

(CDU/CSU) von den Spendern steuemündernd behandelt 

worden? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Obert 
vom 22. November 1985 

Spenden sind nur dann steuerlich begünstigt, wenn sie zur Förderung 
müdtätiger, kirchlicher, religiöser, staatspolitischer und als besonders 
fördenmgswürdig anerkannter gemeinnütziger Zwecke geleistet wer- 
den. Die Zwecke, die durch Verwaltungsvorschrift der Bimdesregierung 
nut Zustimmimg des Bundesrates als besonders förderungswürdige 
gemeinnützige Zwecke anerkannt sind, sind abschließend in der 
Anlage 7 zu Abschnitt 111 Abs. 1 der Einkommensteuer-Richtlinien 
genannt. Die vom Bundesnachrichtendienst verfolgten Zwecke gehören 
nicht dazu. Spenden an den Bundesnachrichtendienst sind deshalb steu- 
erlich nicht abziehbar. 


34. Abgeordneter 
Hedrich 
(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die Praxis 
beizubehalten, der Samtgemeinde Amelinghau- 
sen, Landkreis Lüneburg, kostenlos einsatzbe- 
reite NATO -Feuerwehrfahrzeuge im Ersatzfall 
zur Verfügimg zu stellen, oder soU in Zukunft die 
finanzielle Beteiligimg der Samtgemeinden bei 
der Ersatzbeschaffung erforderücher Fahrzeuge 
angestrebt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 22. November 1985 

Ich gehe davon aus, daß Sie mit dem Begriff „NATO- Feuerwehrfahr- 
zeuge" die Fahrzeuge meinen, die der Bund, ohne hierzu rechtlich 
verpflichtet zu sein, den Gemeinden im Übungsraum Soltau- Lüneburg in 
den Jahren 1961 bis 1963 aus Beständen des Luftschutzhilfsdienstes zur 
Verfügung gestellt hat. Ersatz für diese Fahrzeuge wird im Rahmen der 
geltenden Ausstattungsnormen geleistet. Für die Verteilung auf Kreise 
und Gemeinden ist das Land zuständig; der Bund hat keinen Einfluß auf 
das Zuweisungsverfahren. 

Bereits seit 1974 gewährt der Bund den Gemeinden im Übungsgebiet 
Zuwendungen zur Sicherung oder Verstärkung des Feuerschutzes, ins- 
besondere für die Beschaffung von Feuerwehrfahrzeugen und den Bau 
von Feuerwehrgerätehäusem. Die Samtgemeinde Amelinghausen hat 
bisher für zwei Fahrzeuge Zuwendungen in Höhe von rund 120000 DM 
beantragt und erhalten, außerdem für drei Feuerwehrgerätehäuser rund 
308 000 DM. 

Der Bund wird im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel 
weiterhin Zuwendungen für die Beschaffung von Feuerwehrfahrzeugen 
und den Bau von Feuerwehrgerätehäusern gewähren. 
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35. Abgeordneter 

Dr. Spöri 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung die Berechnung des 
Ifo-Instituts bestätigen, wonach die Lohnsteuer- 
quote im Jahrfünft 1980/85 im Durchschnitt 
16,87 V. H. betrug (vgl. Ifo-Schnelldienst 31/85 
Seite 8)? 


36. Abgeordneter 

Dr. Spöri 

(SPD) 


Wie hoch sind die Lohnsteuerquoten auf Grund 
der letzten Steuerschätzungen in den Jahren 


1985 bis 1989? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Obert 
vom 22. November 1985 

Bildet man die Summe der kassenmäßigen Lohnsteuer für die Jahre 1981 
bis 1985, abzüglich der vom Statistischen Bundesamt in den Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechungen (VGR) ausgewiesenen Lohnsteuer auf 
Pensionen, erhöht um das Kassenaufkommen des Januars 1986, vermin- 
dert um das Kassenaufkommen des Januars 1981 und setzt man das 
Ergebnis in Beziehung zu der in den VGR nachgewiesenen Bruttolohn- 
und -gehaltssumme (ohne öffentliche Pensionen) für diese Jahre, ergibt 
sich in der Tat ein Prozentsatz von 16,87 v. H, 

Diesen Anteü als Durchschnittsbelastung der Bruttolohn- und -gehalts- 
summe mit Lohnsteuer zu interpretieren, ist schlichtweg falsch. Ihnen ist 
sicher bekannt, daß wegen der starken steuerrechtlich und steuertech- 
nisch begründeten Überschneidungen zwischen Lohnsteuer und veran- 
lagter Einkommensteuer und der unzureichenden Datenlage Belastungs- 
rechnungen bei Nichtselbständigen und Selbständigen mit der erforderli- 
chen Genauigkeit nicht zu leisten sind. Dies sind auch die Gründe, 
weshalb wir seit Ende 1984 auf die Angabe der sogenannten Lohnsteuer- 
quote verzichten. 


37. Abgeordneter 

Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 

(CDU/CSU) 


Gibt es heute eine Möglichkeit, die Kosten, die 
einem deutschen Steuerpflichtigen durch die 
Aufnahme eines ausländischen Austauschschü- 
lers oder Austauschstudenten, z. B. im Rahmen 
des Parlamentarischen Austauschprogramms 
USA/Bundesrepublik Deutschland, entstehen, 
steuerlich zu berücksichtigen, und wenn nein, 
hat die Bundesregierung die Absicht, durch die 
Gewährung der steuerlichen Absetzbarkeit für 
diese Kosten die wechselseitigen Auslandsauf- 
enthalte von Jugendlichen jedenfalls insoweit zu 
fördern, als sich dieser Austausch im Rahmen 
offizieller bilateraler Austauschprogramme voll- 
zieht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 26. November 1985 

Eine steuerliche Berücksichtigung von Aufwendungen für die Aufnahme 
eines ausländischen Austauschschülers oder -Studenten könnte nach 
geltendem Recht nur unter dem Gesichtspunkt der außergewöhnlichen 
Belastung (§§ 33, 33 a Abs. 1 Einkommensteuergesetz) in Betracht kom- 
men. Voraussetzung für einen Abzug nach diesen Bestimmungen ist 
aber, daß die Aufwendungen dem Steuerpflichtigen zwangsläufig 
erwachsen, das heißt, daß er sich ihnen aus rechtlichen, sittlichen oder 
tatsächlichen Gründen nicht entziehen kann. Hieran dürfte die steuerli- 
che Berücksichtigung der genannten Aufwendungen regelmäßig schei- 
tern. 


13 



Drucksache 10/4407 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, einen besonderen steuerüchen 
Abzug zur Förderung des Schüler- oder Studentenaustausches zu schaf- 
fen. Ein solcher Abzugsbetrag widerspräche einmal der Absicht der 
Bundesregierung, den Einkommensteuertarif weiter nachhaltig zu sen- 
ken und gleichzeitig bestehende steuerhche Sonderregelungen verstärkt 
auf ihre Abbaufähigkeit hin zu prüfen. Außerdem würden Berufungen 
ausgelöst, auch andere zwar begrüßenswerte, aber nicht zwangsläufige 
Kosten der privaten Lebensführung steuerlich zum Abzug zuzulassen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

38. Abgeordneter Gibt es „vitale Interessen" der Bundesrepubhk 

Volmer Deutschland für die Genehmigung der Lieferung 

(DIE GRÜNEN) von Rüstungsmaterialien und Konstruktionsun- 

terlagen für die Rüstungsproduktion in die 
Volksrepubhk China, wie sie vom bayerischen 
Ministerpräsidenten Strauß angeboten wurden 
(DIE WELT, 5. Oktober 1985)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 25. November 1985 

Vitale Interessen im Sinne der rüstungsexportpoütischen Grundsätze von 
1982 sind außen- und sicherheitspoütische Interessen der Bundesrepu- 
blik Deutschland unter Berücksichtigung der Bündnisinteressen. Bei der 
Abwägung und Entscheidung, ob im Einzelfall eine Ausnahmegenehmi- 
gung erteüt werden kann, berücksichtigt die Bundesregierung die 
Gesamtheit dieser Interessen. 

In diesem Rahmen würden auch etwaige Anträge zur Ausfuhr von 
Rüstungsmaterialien in die Volksrepubhk China zu prüfen sein. 

39. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung gegen die 

Bamberg erneuten, sehr intensiven und erfolgreichen Be- 

(SPD) mühungen, um Aufträge und gegen das Vordrin- 

gen österreichischer Betriebe des Bau- und Aus- 
bauhandwerks im bayerischen Grenzgebiet und 
zunehmend in ganz Bayern zu unternehmen, 
und welche Möghchkeit sieht sie, die sich da- 
durch verschärfende Situation im Baugewerbe 
und die damit verbundene Arbeitsplatzgefähr- 
dung einzudämmen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 25. November 1985 

Der Bundesregierung hegen keine Informationen vor, wonach sich öster- 
reichische Betriebe des Bau- und Ausbauhandwerks erneut sehr intensiv 
und erfolgreich um Aufträge bemühen und im bayerischen Grenzgebiet 
und zunehmend in ganz Bayern Vordringen. Die Informationen, die der 
Bundesregierung vorhegen, deuten auf das Gegenteil hin. So ist insbe- 
sondere die Gesamtzahl österreichischer Werkvertragsarbeitnehmer im 
Geschäftsbereich des Landesarbeitsamts Südbayern von rund 1 400 im 
Jahresdurchschnitt 1981 auf 155 im April 1985 zurückgegangen. Die sehr 
restriktive Genehmigungspraxis der Arbeitsverwaltung hat bereits zu 
ernsten österreichischen GegenvorsteUungen bei den jüngsten deutsch- 
österreichischen Kontaktgesprächen Ende Oktober geführt. Außerdem 
hat Bayern auf neue Anträge keine Ausnahmebewilhgungen für öster- 
reichische Bauhandwerker mehr erteilt. In den Jahren 1982 bis 1984 
hatten übrigens auch nur 16 österreichische Handwerker des Bau- und 
Ausbauhandwerks in Bayern Ausnahmebewüligungen erhalten. 
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Angesichts der vorliegenden Informationen sieht die Bundesregierung 
keine Veranlassung, gegen die Tätigkeit österreichischer Betriebe des 
Bau- und Ausbaugewerbes vorzugehen, ganz abgesehen davon, daß im 
Falle legaler Tätigkeit keine rechtiichen Möglichkeiten bestehen. Die 
Bekämpfung illegaler Tätigkeiten ist inzwischen intensiviert worden. 

Die Bundesregierung muß im übrigen auch im Auge behalten, daß die 
Bundesrepublik Deutschland im Handel mit Österreich sehr hohe Über- 
schüsse (1984 über 10 MiUiarden DM) erzielt, die nur in begrenztem 
Umfange von österreichischen Überschüssen im Reiseverkehr ausgegh- 
chen werden. 


40. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, darauf zu drin- 

Bamberg gen, Chancengleichheit für deutsche Firmen in 

(SPD) Österreich zu erwirken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 25. November 1985 

Die Bimdesregierung setzt sich nachdrücklich für Chancengleichheit für 
deutsche Bauhandwerker in Österreich ein. Im laufenden Jahr haben 
hierüber Gespräche mit Österreich sowohl auf Branchen- als auch Regie- 
nmgsebene stattgefunden. Die österreichische Seite hat eine endgültige 
Äußerung im kommenden Jahr nach Abschluß der Branchengespräche in 
Aussicht gestellt. 


41. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hellwig 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten Schritte will die Bundesregie- 
rung unternehmen, um im Rahmen des Absatzes 
von Katalysator- Neuwagen in Zusammenarbeit 
mit der Automobüindustrie die oft unzulängliche 
Aufklänmgsarbeit der Autohändler bezüglich 
der Katalysatortechnik stärker zu motivieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 25. November 1985 

Die Bundesregierung hat die Automobüindustrie und den Automobühan- 
del aufgefordert, ihre MÖghchkeiten zur Förderung des Absatzes umwelt- 
freundhcher Personenkraftwagen auf der Basis der von der Bundesregie- 
rung geschaffenen günstigen Voraussetzungen (Kraftfahrzeug- Steuer- 
vorteüe und Begünstigung bleifreien Benzins im Rahmen der Mineralöl- 
steuer) voll auszuschöpfen. Automobüindustrie und Automobühandel 
haben dies zugesagt. Die UmsteUung auf umweltfreundliche Personen- 
kraftwagen ist ein wirtschaftiicher Anpassungsprozeß größten Ausmaßes. 
Die EinsteUung auf die neuen umweltpohtischen Rahmendaten kann sich 
auch im Automobühandel nur in einer Übergangszeit voUziehen, 

Bisher ist festzusteUen, daß der Absatz umweltfreundlicher Personen- 
kraftwagen rasch ansteigt, wobei Katalysatorfahrzeuge nunmehr gegen- 
über schadstoffarmen Dieselfahrzeugen beschleunigt aufholen: der 
Bestandszuwachs der Schadstoff armen Bezinf ahrzeuge betrug in den 
Monaten September/Oktober 1985 über 34 v. H. (Dieselfahrzeuge 
14 V. H.). Insgesamt waren am 1. November 1985 bereits mehr als eine 
halbe Mülion Schadstoff arme und bedingt Schadstoff arme Fahrzeuge 
zugelassen. 

Die deutsche Automobilindustrie hat den Anteü schadstoffarmer Perso- 
nenkraftwagen am gesamten Inlandsabsatz auf 25 v. H. 1985, 50 v. H. 
1986 und 75 v. H. 1987 geschätzt. Sie wird hierüber „Fortschrittsberichte" 
vorlegen. 
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Darüber hinaus hat der Zentralverband des Kraftfahrzeuggewerbes sei- 
nen Mitgliedern dringend empfohlen, alle geeigneten Gebrauchtwagen 
(das sind 2,5 Millionen Personenkraftwagen p. a.) vor dem Wiederver- 
kauf nachzurüsten. 

Entscheidend für den Erfolg der Umstellung auf das umweltfreundliche 
Auto ist die Eigendynamik des Anpassungsprozesses, der inzwischen auch 
auf der Grundlage unternehmerischer Interessen in Gang gekommen ist. 
Die Bundesregierung wird diese Entwicklung ihrerseits durch eine ver- 
stärkte Aufklärung der Autofahrer unterstützen. 


42. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die 

Dr. de With Zahl der Konkurse in den ersten drei Quartalen 

(SPD) des Jahres 1985 auf 10 305 gestiegen ist, 

14,9 V. H. über dem Vorjahr liegt und damit 
einen neuen Höchststand erreicht hat? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 25. November 1985 

Bei den von Ihnen angegebenen Zahlen handelt es sich um Angaben aus 
der Insolvenzstatistik des Statistischen Bundesamtes. 

Wie von der Bundesregierung zu dieser Thematik bereits mehrfach 
dargelegt wurde, liegt der Insolvenz eines Unternehmens stets ein ganzes 
Bündel von Ursachen zugrunde, deren jeweiliges Gewicht vom konkre- 
ten Einzelfall abhängt. Dabei können Ursachen im innerbetrieblichen 
und im zwischenbetrieblichen Bereich sowie auch überbetriebliche Fak- 
toren eine Rolle spielen. 


43. Abgeordneter 

Cronenberg 

(Arnsberg) 

(FDP) 


Ist es zutreffend, daß die Strompreise für die 
gewerbliche Wirtschaft in Bayern günstiger sind 
und sich auch günstiger entwickeln als in Nord- 
rhein-Westfalen, und welchen Einfluß hat dabei 
der Anteü der Kernenergie? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 26. November 1985 


Die Strompreise für die gewerbliche Wirtschaft weisen sowohl innerhalb 
der einzelnen Bundesländer wie auch zwischen den Bundesländern ent- 
sprechend den unterschiedlichen Versorgungsstrukturen der Versor- 
gungsunternehmen erhebliche Unterschiede aus. Preisunterschiede 
bestehen auch zwischen verschiedenen gewerblichen Stromabnehmern 
innerhalb des Versorgungsgebiets eines einzelnen Elektrizitätsversor- 
gungsunternehmens als Folge unterschiedlicher Abnahmecharakteri- 
stika der einzelnen Unternehmen wie Strombezugsmenge, Benutzungs- 
dauer, Spannungsebene u. a. Eine generelle Aussage, wonach die Strom- 
preise für gewerbliche Abnehmer in Bayern günstiger sind als in Nord- 
rhein-Westfalen oder umgekehrt, ist deshalb nicht möglich. Im Einzelfall 
kann ein Unternehmen deshalb in Bayern oder in Nordrhein-Westfalen 
günstigere Strompreise haben als ein vergleichbarer Stromabnehmer im 
jeweils anderen Bundesland. 

Der Bundesverband der Energie-Abnehmer e. V. (VEA), in dem eine 
große Zahl von Industrie- und Handelsunternehmen vertreten sind, 
erhebt bei insgesamt 50 Versorgungsunternehmen im gesamten Bundes- 
gebiet für jeweils 15 Abnahmeverhältnisse regelmäßig Strompreise und 
ermöglicht noch am ehesten einen bundesweiten Pr eis vergleich, zumal 
der Repräsentationsgrad für Musterpreisregelungen von der VEA mit 
über 90 v. H. angegeben wird. Auf der Grundlage dieser Erhebungen hat 
das Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft und Verkehr mit Hilfe 
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gewichteter EVU- Durchschnittspreise durchschnitthche Strompreise für 
die Bundesrepublik Deutschland insgesamt und für die einzelnen Bun- 
desländer gebildet. Nach dieser Untersuchung rangiert Bayern mit einem 
Index von 95,8 unterhalb des Bundesdurchschnitts von 100, während 
Nordrhein- Westfalen mit 102,3 angegeben wird. 

In der erwähnten bayerischen Untersuchung wird die günstige Entwick- 
lung in Bayern auf den konsequenten Ausbau der Kernenergie zurückge- 
führt, die 1984 bereits einen Anteil von 48,9 v. H. erreicht hatte. Tatsache 
ist, daß Versorgungsunternehmen mit hohem Kernenergieanteil teilweise 
bereits seit Jahren ihre Strompreise nicht erhöht haben, während andere 
Unternehmen mit hohem Anteil fossil gefeuerter Kraftwerke vor allem als 
Folge hoher Umweltschutz aufwendun gen ihre Preise erhöhen mußten. 
Diese Tendenz wird auch in den kommenden Jahren noch anhalten. 


44. Abgeordneter Warum gibt es keine deutsch-dänische Handels- 

Dr. Czaja kammer, und kann etwas geschehen, um wegen 

(CDU/CSU) der dringenden Notwendigkeit ihrer Errichtung 

Maßnahmen einzuleiten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 27. November 1985 

Aus dem norddeutschen Raum sind in den vergangenen Jahren verschie- 
dentlich Anregungen gekommen, in Dänemark eine deutsch- dänische 
Auslandshandelskammer zu gründen. Die Frage ist mehrfach im Arbeits- 
kreis Auslandshandelskammern beim DIHT, dem für die Kammergrün- 
dung zuständigen gemischten Gremium aus Wirtschafts- und Regie- 
rungsvertretem, behandelt worden, zuletzt am 7. November 1985. 

Außenwirtschaftspolitisch halte ich im Rahmen der haushaltspolitischen 
Möglichkeiten eine starke Wirtschaftspräsenz auch in Dänemark für 
erwünscht. 

In früheren Jahren hat der Arbeitskreis eine Kammergründung abge- 
lehnt, weil von dänischer Seite Vorbehalte gemacht worden waren. Bei 
dänischen Firmen erschien das Interesse an Mitghedschaft gering. Der 
erforderUche Eigenfinanzierungsgrad war nicht gesichert. 

Um festzustellen, ob die zwischenzeitliche Entwicklung die Vorausset- 
zungen für eine Kammergründung verbessert hat, ist der DIHT vom 
Arbeitskreis beauftragt worden, die Situation, besonders auf dänischer 
Seite, erneut zu prüfen. Dabei soll u. a. auch der in Dänemark bestehende 
Dänisch-Deutsche Industrie- und Handelsklub einbezogen werden. 


45. Abgeordneter Welche wirtschafthchen Wachstumsraten ge- 

Stockleben genüber dem jeweihgen Vorjahr waren im 

(SPD) Durchschnitt aller OECD-Staaten in den Jahren 

1983, 1984 und im bisherigen Jahresverlauf 1985 
festzustellen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 29. November 1985 


Nach Berechnungen der OECD vertief das Wirtschaftswachstum in den 
Industrieländern (OECD-Raum) im Zeitraum 1983 bis 1985 real wie folgt 
(BSP/BIP, Veränderungen in v. H. gegenüber Vorjahr); 


1983 

1984 

1985*) 

2,7 

4,9 

2^/4 


*) Schätzung Oktober 1985 
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46. Abgeordneter Wie hat sich der Welthandel in den Jahren 1981 

Stockleben bis 1985 jeweils gegenüber dem Vorjahr prozen- 

(SPD) tual entwickelt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 29. November 1985 


Die Entwicklung des Welthandels hat sich im Zeitraum 1981 bis 1985 wie 
folgt entwickelt (Veränderungen in v. H. gegenüber Vorjahr): 


1981 

1982 

1983 

1984 

1985 Ü 

0,4 

- 2,5 

2,3 

8,5 

3,5 


*) Schätzung September 1985 IWF 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


47. Abgeordneter 

Schulte 

(Menden) 

(DIE GRÜNEN) 


In welcher Höhe wird das Küstenschutzvorhaben 
„Leybucht" im Rahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe zur Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes mit Bundesmitteln gefördert, 
und welche Einzelmaßnahmen werden geför- 
dert? 


Wie begründet die Bundesregierung im einzel- 
nen die Vereinbarkeit des mit Bundesmitteln ge- 
förderten Küstenschutz Vorhabens „Leybucht" 
iiüt den im Rahmenplan zur Gemeinschaftsauf- 
gabe festgelegten Förderungsgrundsätzen für 
Küstenschutzmaßnahmen, insbesondere mit den 
Kriterien nach Nummern 2.2, 2.5 und 3.3? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 19. November 1985 

Die nieder sächsische Landesregierung plant ein Vorhaben „Küsten- 
schutz Leybucht" iiüt einem Kostenansatz von ca. 200 Millionen DM. Der 
Planfeststellungsbeschluß für das Vorhaben vom 25. September 1985 ist 
noch nicht rechtskräftig. Erst wenn die Feststellung des Planes Rechts- 
kraft erlangt hat, kann von der zuständigen Landesbehörde - dem nie- 
dersächsischen Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten - 
eine Entscheidung über die Gesamtförderung herbeigeführt werden. 
Soweit die Voraussetzungen der Förderungsgrundsätze erfüllt sind, soll 
das Vorhaben aus der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes" gefördert werden. Eine Aussage über 
die Höhe der Gesamtförderung und die Förderung der Einzelmaßnahmen 
ist zur Zeit noch nicht möglich. 

Gemäß § 9 Abs. 1 des Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbes- 
serung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" ist die Durchführung 
von Vorhaben im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe Sache der Länder, 
d. h. eine Mitwirkungsmöghchkeit des Bundes bei der Planung und 
Durchführung der einzelnen Vorhaben ist vom Gesetzgeber nicht vorge- 
sehen. 


48. Abgeordneter 
Schulte 
(Menden) 

(DIE GRÜNEN) 


49. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß ihr 
Hinweis an die Futtermittelreferenten der Län- 
der, die Nennung der Marke eines Halbfabrika- 
tes und des Begriffs „Halbfabrikat" selbst im 
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Rahmen der sogenannten Offenen Gemengteil- 
deklaration von Mischfutter sei aus rechtlichen 
Gründen (EG-Richtlinie und Futtermittelverord- 
nung) nicht zulässig, der Verwirklichung des 
Willens des Bundesrates, wie er in der Begrün- 
dung zur 4. Änderungsverordnung zur Futter- 
mittelverordmmg zum Ausdruck kommt, näm- 
lich der verpflichtenden Angabe der Gemeng- 
teüangaben, also nicht nur von Einzelfuttermit- 
teln, dienlich ist, zumal bekanntermaßen die in 
der Nenmmg des Begriffs und der Marke eines 
Halbfabrikates in der Mischfutterdeklaration die 
Zusammenarbeit von Zulieferanten und Misch- 
futterherstellern gegenüber dem Tierhalter be- 
wußt und gewollt erkennbar macht und die amt- 
liche Überwachung den Einsatz von erworbenen 
Mischungsbestandteüen beim Mischfutterher- 
steller über die Bücher leichter kontrollierbar 
macht? 


Ist die Bundesregierung in der Lage, die Be- 
zeichnung „Tiermehl" in „Fleischmehl" zu än- 
dern, da diese auch der europäischen Deklara- 
tion „Meatmeal" bzw. „Farine de Viande" ent- 
spricht und da auch wesentlich mehr schlachtfri- 
sche Nebenprodukte als Tierköiper verarbeitet 
werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 

vom 22. November 1985 

a) Nach § 13 Abs. 2 der Futtermittelverordnung (FMV) sind bei Mischfut- 
temütteln für Tiere außer Heimtieren alle enthaltenen Einzelfuttermit- 
tel mit ihren Gewichtsanteüen in vom Hundert anzugeben. Eine 
Mischangabe, etwa Kategorien (z, B, Getreide) und Einzelfuttermittel 
oder Halbfabrikate bzw. Ergänzungsfuttermittel und Einzelfuttermit- 
tel, ist weder nach dem Wortlaut der FMV noch nach den Bestimmun- 
gen der Richtlinie 79/373/EWG des Rates vom 2. April 1979 über den 
Verkehr mit Mischfuttermitteln zulässig. Es ist den Herstellern jedoch 
unbenommen, außerhalb des amtlichen Teüs der Kennzeichnung in 
geeigneter Weise darauf hinzuweisen, daß das Mischfuttermittel unter 
Verwendung eines bestimmten Halbfabrikats oder Ergänzungsfutter- 
mittels hergestellt worden ist. 

Die Kontrolle der Angaben über die in Mischfuttermitteln enthalte- 
nen Einzelfuttermittel wird von der amtlichen Futtermittelüberwa- 
chung durch mikroskopische Untersuchung mit ergänzender Einbe- 
ziehung chemisch- analytischer Kriterien oder einer Buchprüfung vor- 
genommen. Ein konkreter Rückschluß auf die Zusammensetzung des 
beprobten Mischfuttermittels ist nach derzeitigem Kenntnisstand nur 
über die Mikroskopie in Verbindung mit chemisch- analytischen 
Untersuchungen möglich; die Bilanzierung der Massenströme mittels 
Buchprüfung dient im wesentlichen der Absicherung des Ergebnisses. 

b) Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Hersteller des Einzelfutter- 
mittels „Tiermehl" Schwierigkeiten beim Absatz ihres Produktes als 
Folge der ab 2. Oktober 1985 vorgeschriebenen Angabe der in Misch- 
futtermitteln enthaltenen Einzelfuttermittel nach Art und Menge 
befürchten. Ähnliche Befürchtungen sind übrigens auch in bezug auf 
den zukünftigen Absatz anderer Produkte, z. B. Rapsextraktions- 
schrot, vorgetragen worden. Nach Auffassung der Bundesregierung 
werden solche Befürchtungen zumindest längerfristig keinen Bestand 


50. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 
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haben, wenn die befürchteten Absatzeinbußen tatsächlich nur auf 
unbegründete Vorurteüe hinsichtlich des Namens und nicht auf Quali- 
tätsmangel zurückzuführen sind. Es wäre daher richtiger, die Land- 
wirte in geeigneter Weise über die tatsächliche Qualität des Tiermehls 
aufzuklären, anstatt durch eine Änderung der Bezeichnung das Pro- 
blem zu verschleiern. 

Tiermehl ist im Anhang der Richtlinie des Rates 77/1 01 /EWG des 
Rates vom 23. November 1976 über den Verkehr mit Einzelfuttermit- 
teln aufgeführt. Die Bezeichnungen der Einzelfuttermittel in den ver- 
schiedenen Amtssprachen der EG sind jeweüs unter Berücksichtigung 
der nationalen, historisch gewachsenen warenkundlichen Vorstellun- 
gen und Gepflogenheiten festgelegt worden; Die französische Fas- 
sung der Richtlinie enthält die Bezeichnungen „farine de viande" 
(== Fleischmehl) für Frankreich und „farine animal" (= Tiermehl) für 
Belgien; auf niederländisch lautet die Bezeichnung „Diermeel" 
(= Tiermehl), auf englisch „meat meal" (= Fleischmehl) und auf 
dänisch „kod-og benmel" (= Fleisch- und Knochenmehl). 

Die Normenkommission beim Zentralausschuß der Deutschen Land- 
wirtschaft hat sich auf Bitten der Bundesregierung am 18. November 
1985 mit der Frage einer Umbenennung von Tiermehl in Fleischmehl 
befaßt und sich aus fachlichen Gründen gegen eine Umbenennung 
ausgesprochen. Sie hat aber beschlossen, die Bezeichnungen und 
Beschreibungen für die aus der Verarbeitung von Tierkörpem und 
Tierkörperteüen hergestellten Einzelfuttermittel insgesamt zu über- 
prüfen und der Bundesregierung zu gegebener Zeit einen Vorschlag 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
weiteren Schaden von der deutschen Wirtschaft 
abzuwenden, der dadurch entsteht, daß das Bun- 
desamt für landwirtschaftliche Marktordnung in 
Frankfurt fällig gewordene Rechnungen (Beihü- 
fe zur privaten Lagerhaltung bzw. Freigabe von 
Kautionen) monatelang verzögert, weü es an- 
geblich zu wenig Personal hat? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 25. November 1985 

Die Bundesanstalt für landwirtschaftliche Marktordnung (BALM) wickelt 
die Auszahlungen der Beihilfen für die private Lagerhaltung grundsätz- 
lich zügig ab. Mit Ausnahme des Bereiches Rindfleisch hat es bisher auch 
keine Beanstandungen gegeben. 

Der Umfang der privaten Lagerhaltung Rindfleisch hat im Vergleich zu 
den Vorjahren in 1984/85 um ein Vielfaches zugenommen. Von Anfang 
August 1984 bis Oktober 1985 hat die BALM rund 2 200 Verträge über 
eine Gesamtmenge von 137 000 Tonnen abgeschlossen. Außerdem 
wurde 1984 im Interesse der Wirtschaft erstmals die Möglichkeit einer 
Vorauszahlung der Beihüfe (gegen Stellung einer Kaution) zugelassen 
und ein Großteü der Gesamtmenge vorzeitig für den Export ausgelagert. 
Dies hat den Arbeitsaufwand erheblich ^erhöht, zumal auch die von den 
Beteiligten bei der BALM vorgelegten Unterlagen zum Teü unvollständig 
waren, so daß wiederholt Rückfragen und weiterer Schriftwechsel not- 
wendig waren. 

Unter Berücksichtigung des Gesamtarbeitsanfalls und der Notwendigkeit 
einer sorgfältigen Prüfung der Vorgänge ist die BALM bemüht, die 
Bearbeitungsfristen zu verkürzen. Das für die Bearbeitung zuständige 
Referat wurde durch Umsetzungen innerhalb der BALM bereits um fünf 
Mitarbeiter verstärkt, eine weitere kurzfristige Personalverstärkung ist 
vorgesehen. 


zu machen. 

51. Abgeordneter 

Paintner 

(FDP) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


52. Abgeordneter 
Helmrich 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Ar- 
beitnehmerüberlassungsgesetz zunehmend 
auch bei Tätigkeiten im Dienstleistungsbereich 
an Bedeutung gewinnt, z. B. im Bewachungsge- 
werbe, bei der Gebäudereinigung und anderen 
Serviceleistungen? 


53. Abgeordneter 
Helmrich 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Unsicher- 
heit vieler Unternehmen, die sich aus der Ab- 
grenzungsfrage ergibt, ob nüt dem Tätigwerden 
von Arbeitnehmern eines Arbeitgebers bei 
einem Dritten noch ein echter Werkvertrag vor- 
liegt oder es sich dabei bereits um erlaubnis- 
pflichtige und bußgeldbedrohte gewerbsmäßige 
Arbeitnehmerüberlassung handelt? 


54. Abgeordneter 
Helmrich 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Notwendigkeit, 
der bestehenden Unsicherheit entgegenzuwir- 
ken, wenn ja, nüt welchen Maßnahmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 25. November 1985 

Es trifft zu, daß die Arbeitpehmerüberlassung in das Dienstleistungsge- 
werbe leicht steigende Tendenz zeigt. Der fünfte Bericht der Bundesre- 
gierung über die Erfahrungen bei der Anwendung des Arbeitnehmer- 
überlassungsgesetzes - AÜG - sowie über die Auswirkungen des Geset- 
zes zur Bekämpfung der illegalen Beschäftigung - BillBG - (Drucksache 
10/1934), der am 14. November 1985 im Deutschen Bimdestag beraten 
wurde, enthält dazu genaue Angaben. Danach hat sich der Anteü der 
Leiharbeitnehmer, die in Dienstleistungsberufe - ohne Organisations-, 
Verwaltungs- und Büroberufe — verliehen wmden, von 1980 bis 1983 bei 
Männern von 6,88 v. H. auf 9,94 v. H. und bei Frauen von 6,71 v. H. auf 
7,81 V. H. erhöht. 

Zur Abgrenzung zwischen Arbeitnehmerüberlassung und Werkvertrag 
hat die Rechtsprechung eindeutige Kriterien entwickelt. Insoweit kann 
von einer gefestigten Rechtsprechung ausgegangen werden. Die Recht- 
sprechung stellt auf die Weisungsbefugnis, die Eingliederung in den 
Betrieb und die Abrechnung nach Zeiteinheiten oder Ergebnissen ab. 
Dabei kommt es nicht auf die formalen Vertragsabreden, sondern auf die 
tatsächliche Durchführung des Vertrages an. Wenn nach diesen Maßstä- 
ben Arbeitnehmerüberlassung anzunehmen ist, steht es dem Verleiher 
frei, beim zuständigen Landesarbeitsamt eine Verleiherlaubnis zu bean- 
tragen. Diese Erlaubnis wird jedem zuverlässigen Antragsteller bewilligt. 
Jeder Entleiher kann die Vorlage der Verleiherlaubnis verlangen, wenn 
er mit einem Verleiher in Geschäftsbeziehungen treten will. 

Bestehen Zweifel, ob Arbeitnehmerüberlassung vorliegt, so kann sich 
jeder Unternehmer bei den Landesarbeitsämtern erkundigen, ob ein 
künftig durchzuführender Vertrag als Arbeitnehmerüberlassung oder als 
Werkvertrag anzusehen ist. Sollte die Antwort lauten, daß ein Werkver- 
trag anzunehmen ist, so trifft den auf die Auskunft des Landesarbeitsam- 
tes vertrauenden Unternehmer kein Verschiüden. Bußgeldpflichtig ist 
aber unerlaubte Arbeitnehmerüberlassung nur, wenn den Entleiher oder 
Verleiher ein Verschulden trifft. 
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Ein Bedarf für zusätzliche Maßnahmen der Bundesregierung besteht zur 
Zeit nicht. Zusätzliche gesetzliche Bestimmungen würden die im tatsäch- 
hchen Bereich auf tretenden Zweifelsfälle nicht beseitigen. Abgrenzungs- 
schwierigkeiten entstehen nänüich häufig dadurch, daß versucht wird, 
die gesetzhchen Bestimmungen durch besondere Fallgestaltungen zu 
umgehen. 


55. Abgeordneter 

Catenhusen 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, durch Novel- 
lierung des Betriebsverfassungsgesetzes noch in 
dieser Legislaturperiode sicherzustellen, daß 
künftig eine Jugend- und Auszubüdendenver- 
tretung in Betrieben und Verwaltungen von al- 
len jungen Arbeitnehmerinnen/ Arbeitnehmern 
bis zum 18. Lebensjahr und darüber hinaus von 
allen Auszubüdenden ohne Altersbeschränkung 
gewählt werden kann und dadurch wieder 
-trotz des steigenden Alters der Auszubüden- 
den- die Wahrnehmung der Interessen aUer 
Auszubüdenden durch eine Vertretung, die Ju- 
gend- und Auszubüdendenvertretung sicherge- 
steUt wird, und wie sehen dazu die VorsteUun- 
gen der Bundesregierung im einzelnen aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 25. November 1985 

Die Zahl der Jugendvertretimgen ist stark rückläufig. Das hängt damit 
zusammen, daß infolge längerer Schulzeiten die Zahl der minderjähri- 
gen, zu Jugendvertretung wahlberechtigten Auszubildenden sinkt, wäh- 
rend die Zahl der volljährigen, nicht mehr zur Jugend Vertretung wahlbe- 
rechtigten Auszubüdenden steigt. Diese Entwicklung wirkt der Intention 
des Gesetzgebers von 1972 entgegen, der mit der Jugendvertretung eine 
besondere Vertretung für die in das Berufsleben eintretenden jugendh- 
chen Arbeitnehmer geschaffen hat. 

Um diese Institution für junge Arbeitnehmer zu erhalten, liegt es nahe, 
die Vertretung zu einer Jugend- imd Auszubüdendenvertretung auszu- 
bauen. Die Frage wird derzeit in einer Arbeitsgruppe der Fraktion der 
CDU/CSU unter Leitung des Abgeordneten MüUer (Remscheid), die sich 
mit Änderungen des Betriebsverfassungsgesetzes befaßt, geprüft. Dem 
wül die Bundesregierung nicht vorgreifen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


56. Abgeordneter Warum güt die Fahrtkostenbefreiung für Wehr- 

Weirich pflichtige der Bundeswehr mit Reisen mit der 

(CDU/CSU) Deutschen Bundesbahn (DB) vom Heimatort 

zum Standort nur für die Züge, nicht aber für die 
Busse der DB? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ermisch 
vom 19. November 1985 

Die Gnmdwehrdienstleistenden können ihre Familienheimfahrten zwi- 
schen Standort und Wohnort nicht nur in den Zügen, sondern auch in 
Bussen der Deutschen Bundesbahn (DB) kostenlos durchführen. Dabei 
muß jedoch zwischen dem der Eisenbahnverkehrsordnung unterhegen- 
den, und damit dem Schienennetz zuzurechnenden Busverkehr und dem 
dem Personenbeförderungsgesetz unterhegenden Busverkehr unter- 
schieden werden. 
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Die Bahnbusfahrt ohne Zahlung des Fahrpreises ist nur auf dem Schie- 
nennetz der DB möglich, zu dem auch bestimmte Strecken gehören, die 
von Bussen anstelle von Schienenfahrzeugen oder im Wechsel mit diesen 
von und zu den ehemaligen Schienentarifpunkten (Bahnhöfen) befahren 
werden. Auf solchen Busstrecken gilt der Schienenfahrausweis und damit 
der Berechtigungsausweis für die kostenlosen Familienheimfahrten. 
Diese Strecken sind im Amtlichen Kursbuch mit einem sechszackigen 
Stern gekennzeichnet. 

Die Benutzung von Bussen des übrigen Bahnbus Verkehrs und sonstigen 
Personennahverkehrs muß von den Grundwehrdienstleistenden der tarif- 
liche Fahrpreis vorgestreckt werden. Dieser wird ihnen vom Trupp enteü 
erstattet, wenn bei der Busfahrt die politische Gemeindegrenze des 
Standorts oder Wohnorts überschritten wird und der Fahrpreis für eine 
Fanülienheimfahrt mehr als 2 DM beträgt. Durch die Erstattung entste- 
hen den Soldaten keine finanziellen Nachteüe. 

Ist die Bundesregierung bereit, bei der Deut- 
schen Bundesbahn zu bewirken, daß die Fahrt- 
kostenbefreiung auch auf Bahnbusse ausge- 
dehnt wird, um vor allem Soldaten aus ländli- 
chen Gemeinden, die nach Benutzung des Zuges 
oft noch auf einen Bus zur Erreichung des Hei- 
matortes angewiesen sind, nicht zu benachtei- 
ligen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ermisch 
vom 19. November 1985 

Die Bundesregierung ist seit Jahren in Verhandlungen mit der Deutschen 
Bundesbahn, den obersten Verkehrsbehörden der Länder und den 
Nahverkehrsträgem bemüht, den Gmndwehrdienstleistenden kosten- 
lose Fahrten auch mit Nahverkehrsmitteln innerhalb des Standort- und 
Wohnortbereichs, wie z. B. mit Bahn- und anderen Linienbussen, Stra- 
ßen-, S- und U-Bahnen, einzuräumen. Dieses Vorhaben scheiterte bisher 
an den anfallenden Kosten in Höhe von ca. 200 Millionen DM jährhch, die 
aus dem Verteidigimgshaushalt an die Nahverkehrsträger auf Gmnd der 
Vorschriften des Personenbefördemngsgesetzes zu zahlen wären. Die 
Mittel könnten nur unter Zurückstellung weit wichtigerer Vorhaben 
bereitgestellt werden. Gleichwohl wird eine Realisierung angestrebt. 

58. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Schutzzonen für die geplante 

Pauli Stationiemngsanlage von 96 Marschflugkörpern 

(SPD) in der Verbandsgemeinde Kastellaun im Ver- 

gleich zum bestehenden Schutzbereich der 
FlaRackStellung (NIKE) erweitert werden sollen, 
wie dies auch das Wehrbereichskommando IV am 
26. Februar 1985 gefordert hat, imd steht dies 
möglicherweise im Widerspmch zur Antwort des 
Bundesministeriums der Verteidigung vom 
19. Aprü 1985 auf den Offenen Brief von Hassel- 
bacher Bürgern vom 6. Febmar 1985, worin es 
heißt, daß die Schutzzonen des neuen Waffensy- 
stems im Vergleich zur FlaRakStellung eine ge- 
ringere Ausdehnung hätten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 22. November 1985 

Die Schutzabstandzonen des vom Wehrbereichskommando IV am 
26. Februar 1985 geforderten neuen Schutzbereiches haben eine 
geringere Ausdehnimg als die entsprechenden Zonen des noch beste- 


57. Abgeordneter 
Weirich 
(CDU/CSU) 
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henden Schutzbereiches der ehemaligen FlaRakStellung (NIKE). Ein 
Widerspruch zwischen der Forderung und dem von Ihnen erwähnten 
Schreiben des Bundesministeriums der Verteidigung vom 19. April 1985 
besteht somit nicht. 

Allerdings ist zusätzlich zu den bestehenden Schutzabstandzonen nach 
der neuen Forderung in einem weiteren Gebiet die Neuanlage von 
elektrischen Freileitungen genehmigungspflichtig. 


59. Abgeordneter 

Schily 

(DIE GRÜNEN) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Präsidenten der USA, Ronald Reagan, daß die 
Verknüpfung eines strategischen Verteidigungs- 
systems mit atomaren Offensivwaffen, die Seite, 
die über das strategische Verteidigungssystem 
verfügt, in Versuchung führen kann, „sich zu 
einem Erstschlag zu erdreisten" (Interview US- 
Präsident Reagan mit der Sowjetischen Zeitung 
„Iswestjya" vom 31. Oktober 1985)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 27. November 1985 

Ausgehend von der bekannten Haltung der USA, daß ein Monopol an 
einem strate0schen Defensivsystem nicht angestrebt wird, hat Präsident 
Reagan in dem genannten Interview auf eine vorgetragene Behauptung 
in hypothetischer Form zustimmend geantwortet, daß diejenige Seite, die 
sich in Ergänzung ihres nuklearen Offensivpotentials ein Defensiv- 
potential zulegt, eher in der Lage sein könnte, einen Erstschlag zu wa- 
gen. Er hat diese Überlegung mit einem Hinweis auf die langjährigen 
sowjetischen Aktivitäten zur Erforschung strategicher Defensivsysteme 
verbunden. 

Im weiteren wiederholte Präsident Reagan die amerikanische Haltung, 
daß die USA und die Sowjetunion gemeinsam Defensivsysteme einführen 
und zugleich die nuklearen Offensivpotentiale abschaffen sollten. 

Die Bundesregierung hat wiederholt betont — z. B. in ihrer Stellungnahme 
zur Strategischen Verteidigungsinitiative vom 27. März 1985 — , daß sie 
die erklärte Absicht der USA begrüßt, keine Überlegenheit anzustreben. 

Im übrigen sollte die Sowjetunion in Genf mit den USA über strategische 
Verteidigungssysteme in Zusammenhang mit dem offensiven Nuklear- 
potential verhandeln, ohne dabei durch einseitige und sachfremde Junk- 
tims erfolgversprechende Lösungsansätze zu blockieren oder zu verhin- 
dern. 


60. Abgeordneter 

Schily 

(DIE GRÜNEN) 


Wie nimmt die Bundesregierung Stellung zu der 
Äußerung des NATO-Oberbefehlshabers in Eu- 
ropa, General Rogers, wonach er unmöghch eine 
Versicherung abgeben könne, daß Europa auch 
nach SDI vom „nuklearen Schutzschirm der Ver- 
einigten Staaten" geschützt werde (Bericht der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 12. No- 
vember 1985, S. 1)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 27. November 1985 

Ich weise darauf hin, daß General Rogers in seinem Interview vom 
5. November 1985 keine der Fragestellung entsprechende Aussage 
gemacht hat. 
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Der Journalist Gary Daughters fragte, ob General Rogers - wie dies 
Präsident Reagan offenbar getan habe - den Europäern versichern 
könne, daß strategische Defensivsysteme auch Europa schützen würden. 

General Rogers entgegnete, daß er dies nicht könne, weil er zu der Zeit 
nicht mehr SACEUR sein werde und er nicht sagen könne, welche 
amerikanische Administration dann im Amt sein werde. Es sei an dieser 
künftigen Regierung, zu entscheiden, ob der nukleare Schirm Europa 
auch weiterhin schützen werde. 

Die USA sagten den Kritikern der Strategischen Verteidigungsinitiative, 
dciß durch den Aufbau strategischer Defensivsysteme das verbleibende 
Nuklearpotential geschützt werde und so für die Verteidigung von West- 
europa verfügbar sei. Nach seiner (General Rogers) Ansicht werde dies 
die Abschreckung stärken und die Chancen verbessern, daß die USA 
ihren Nuklearschutz mit der Verteidigung Westeuropas fest verkoppelt 
halten werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit 


61. Abgeordneter 

Dr. Soell 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Pla- 
nungsphase für den Krebsinformationsdienst, der 
zunächst drei Jahre lang als Modellprogramm 
des Bundesministeriums für Jugend, Familie und 
Gesundheit arbeiten soll, nunmehr abgeschlos- 
sen ist? 


62. Abgeordneter 

Dr. Soell 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, daß 
die für dieses Modellprogramm in Aussicht ge- 
stellten Bundesmittel noch in diesem Jahr bewil- 
hgt werden, und ist die Bundesregierung der 
Auffassung, daß diese Mittel genügen, um den 
Krebsinformationsdienst in einem Zuge perso- 
nell voll auszustatten? 


63. Abgeordneter 

Dr. Soell 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, daß 
die in Aussicht gestellten Bundesmittel für den 
Krebsinformationsdienst, dessen Planungsphase 
nunmehr abgeschlossen ist und der zunächst 
drei Jahre lang als Modellprogramm des Bun- 
desministeriums für Jugend, Famihe und Ge- 
sundheit arbeiten soll, noch in diesem Jahr be- 
willigt wird, und ist die Bundesregierung der 
Auffassung, daß diese Mittel genügen, um den 
Krebsinformationsdienst in einem Zuge perso- 
nell voll auszustatten? 


64. Abgeordneter 

Dr. Soell 

(SPD) 


Ist gewährleistet, daß angesichts der hohen Be- 
darfslage in der Bevölkerung die Finanzierung 
durch Bundesmittel in beantragtem Umfang für 
die nächsten drei Jahre gesichert ist, oder trifft es 
zu, daß eine Finanzierung in beantragtem Um- 
fang nur für die Dauer eines Jahres vorgesehen 
ist, womit sich nicht nur für die Gewinnung und 
den Einsatz qualifizierten Personals größere 
Schwierigkeiten ergeben würden, sondern ge- 
gebenenfalls sogar das gesamte Projekt gefähr- 
det würde? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 25. November 1985 

Es ist der Bundesregierung bekannt, daß die Planungsphase für das 
Modell „Krebsinformationsdienst", das am Deutschen Krebsforschungs- 
zentrum Heidelberg eingerichtet werden soll, abgeschlossen ist, zumal 
die Bundesregierung diese Vorphase initiiert und finanziert hat. 

Das Modellprogramm Krebsinformationsdienst selbst wird für die Jahre 
1985 und 1986 im vorgesehenen Umfang von der Bundesregierung geför- 
dert. Es wird dabei angenommen, daß der Krebsinformationsdienst einer 
hohen Bedarfslage in der Bevölkerung entspricht und eine entsprechend 
gute Akzeptanz haben wird. Genauere Daten werden jedoch erst vorüe- 
gen, wenn das Modell tatsächlich angelaufen ist. Wenngleich die Bun- 
desregierung derzeit grundsätzhch die Weiterförderung des Modells 
beabsichtigt, wird daher über die vorgesehene auch personelle Auswei- 
tung des Modells in den Jahren 1987 und 1988 erst Ende 1986 entschie- 
den und der benötigte Finanzrahmen entsprechend festgelegt werden 


Trifft es zu, daß zwar der Anbau von Cannabis 
verboten ist, nicht aber der Handel mit den Sa- 
men, und was gedenkt die Bundesregierung zu 
tun, um auch den Handel mit Cannabissamen zu 
verhindern und den vorsätzüchen oder fahrlässi- 
gen Anbau von Cannabis zu unterbinden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 25. November 1985 

Es trifft zu, daß der unerlaubte Anbau und das unerlaubte Gewinnen von 
Pflanzen und Pflanzenteüen der zur Gattung Cannabis gehörenden 
Pflanzen nach § 29 Abs. 1 Nr. 1 Betäubungsmittelgesetz strafbewehrt ist. 
Dies güt nicht für den Handel mit Cannabissamen, die weder den natio- 
nalen betäubungsmittelrechtüchen Vorschriften noch den Vorschriften 
der internationalen Suchtstoffübereinkommen unterliegen, da sie keinen 
Suchtstoff enthalten. 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, den Handel mit Cannabissamen 
zu verhindern. Im Rahmen der EG-Hanf-Marktordnung dürfen Hanfsaa- 
ten eingeführt und gehandelt werden. Ihre Verwendung zur Aussaat ist 
jedoch grundsätzhch nicht zulässig. Diese Auflage wird in der Bundesre- 
pubhk Deutschland nach § 13 Außenwirtschaftsgesetz gleichzeitig mit 
der Erteilung der Einfuhrgenehmigung durch die Bundesanstalt für land- 
wirtschaftliche Marktordnung (BALM) auf erlegt. Die BALM überwacht 
auch die Einhaltung der Auflage durch Warenkontrollen und durch 
Prüfungen der Buchhaltung beim Einführer und bei seinen Abnehmern, 
bis die Saaten eine andere Bestimmung als die Aussaat erhalten haben. 
Im übrigen muß jeder Verkäufer von Hanfsaaten deren Verwendungs- 
beschränkung bei der Veräußerung der Ware dem jeweüigen Erwerber 
schriftlich mitteüen. 

Diese Maßnahmen gewährleisten, daß die bestimmungswidrige Verwen- 
dung von Hanfsaaten weitgehend verhindert wird. 

Die eingeführten Hanfsaaten werden in der BundesrepubÜk Deutschland 
überwiegend zur Beimischung in Tierfutter (hauptsächhch Vogelfutter) 
verwendet. Ein Teil der Einfuhren wird wieder ausgeführt. 

In verschwindend geringen Mengen wird Hanfsaatgut darüber hinaus 
auch zum erlaubten Anbau von Hanf als Schutzstreifen bei der Rüben- 
züchtung benötigt, wobei die Pflanzen noch vor der Blüte vernichtet 
werden, sowie zu wissenschaftlichen und anderen im öffentlichen Inter- 
esse liegenden Zwecken. 


können. 


65. Abgeordneter 
Dolata 
(CDU/CSU) 
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66. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Untersuchungen der 

Schreiner UNO und der WHO bekannt, nach denen die 

(SPD) Anwendung von DDT medizinisch unbedenkhch 

sei? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 28. November 1985 

Der Bundesregierung sind keine Untersuchungen der UNO bzw. der 
WHO bekannt, nach denen die Anwendung von DDT a priori als gesund- 
heitlich unbedenklich zu bezeichnen ist. Das „Joint Meeting on Pesticide 
Residues" der FAO/WHO hat allerdings 1984 einen ADI-Wert („accepta- 
ble daily intake" für den Menschen ausgedrückt in Milligramm/Küo- 
gramm Körpergewicht) von 0 bis 0,02 festgelegt. 

Diese Festlegung einer tolerierbaren Aufnahme an DDT ist vor dem 
Hintergrund einer Nutzen-Risiko-Abwägung zu sehen. Die WHO muß 
berücksichtigen, daß in vielen Ländern der Dritten Welt DDT sowohl in 
der Landwirtschaft als auch in der Vektorenkontrolle, wie z. B. der 
Bekämpfung der Malariamücke, noch immer eingesetzt werden muß. 


67. Abgeordneter 

Schreiner 

(SPD) 


Wie erklärt sich die Bundesregierung solch eine 
Aussage der Hoechst AG in ihrem Pressedienst 
„Blick auf Hoechst“ (Januar 1985, S. 11) auch auf 
dem Hintergrund des Anwendungsverbotes von 
DDT in der Bundesrepublik Deutschland seit 
1972 und des Herstellungsverbotes seit 1978? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 28. November 1985 

Bei der von Ihnen zitierten Aussage handelt es sich um eine Buchbespre- 
chung, die von einem Mitarbeiter der Firma Hoechst AG verfaßt worden 
ist. Selbst wenn die Firma Höchst AG dafür die Verantwortung trüge, 
könnte dagegen nichts unternommen werden. Ob die Veröffentlichung 
einer solchen Auffassung auch der Verbesserung des Ansehens der 
chemischen Industrie dient, ist eine andere Frage, 


68. Abgeordneter 

Schreiner 


(SPD) 


Sind der Bundesregierung Forderungen von sei- 
ten der Hoechts AG oder anderer Firmen be- 
kannt, nach denen DDT in der Bundesrepublik 
Deutschland wieder angewendet und hergestellt 
werden darf, und wenn ja, welche Stellungnah- 
me hat die Bundesregierung zu solchen Bestre- 
bungen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 28. November 1985 

Der Bundesregierung sind keine Forderungen von seiten der Industrie 
bekannt, nach denen die außerordentlich restriktive Handhabung von 
DDT auf der Basis des DDT-Gesetzes aufgehoben oder gelockert werden 
sollte. 

Die Bundesregierung denkt auch nicht daran, von sich aus solche Initiati- 
ven zu ergreifen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


Welche Einschränkungen des Bahnverkehrs 
(wie z. B. Streckenstillegungen, Fahrplanaus- 
dünnung, Auflösung von Haltestellen und Bahn- 
höfen) sind nach den bisherigen Planungen der 
Deutschen Bundesbahn ab Sommer- bzw. Win- 
terfahrplan 1986 für Schleswig- Holstein vorgese- 
hen, und welcher Personalminderbedarf wird 
hier voraussichtiich die Folge sein? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 25. November 1985 

Die zwischen dem Land Schleswig- Holstein und der Deutschen Bundes- 
bahn (DB) am 7. Juni 1985 getroffene Vereinbarung über die ÖPNV- 
Bedienung im Land Schleswig- Holstein sieht vor, daß die DB zur Attrakti- 
vitätssteigerung die Bedienung auf ihren in der Vereinbarung genannten 
Strecken auf Regionalschnellverkehr umstellen wird. Die Planungen für 
die erforderhchen Maßnahmen, die in einem gemeinsamen Ausschuß des 
Landes und der DB abgestimmt und voraussichtlich im Herbst 1986 
wirksam werden sollen, sind nach Angaben der DB noch nicht abge- 
schlossen. 

Erst dann sind Aussagen über Art und Umfang möghch. 


69. Abgeordneter 
Stutzer 
(CDU/CSU) 


70. Abgeordneter 

Jung 

(Düsseldorf) 

(SPD) 


Sind beim geplanten Ausbau der A 46 zwischen 
Werstener Kreuz und Anschlußstelle Haan in 
Höhe der Erholungsgebiete Unterbacher See 
und Elbsee Lärmschutzmaßnahmen vorgesehen, 
und wenn nein, warum nicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 25. November 1985 

Lärmschutzmaßnahmen an Bundesfemstraßen zu Lasten des Bundes 
beschränken sich auf den Schutz der zulässigen baulichen Nutzung von 
Grundstücken. Insofern ist auch beim geplanten Ausbau der A46 im 
genannten Bereich kein Lärmschutz vorgesehen. 


71. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die zu 

Dr. Enders leistenden Überstunden im Lokomotivfahrdienst 

(SPD) der Deutschen Bundesbahn bundesweit eine be- 

ängstigende Höhe erreicht haben, und ist sie 
bereit, zur Änderung dieser Situationm auf eine 
Laufbahnöffnung auch in den Außerballungs- 
räumen (z. B. Bebra) und auf eine sofortige Über- 
nahme der Auszubüdenden nach Beendigung 
ihres Lehrverhältnisses sowie auf deren Zulas- 
sung zur Lokomotivführerlaufbahn hinzu- 
wirken? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 26. November 1985 

Nach Mitteüung der Deutschen Bundesbahn (DB) sind die unausgegli- 
chenen Mehrleistungen im Lokomotivfahrdienst gegenwärtig mit 

5.2 Tagen je Mitarbeiter höher als im Vorjahr; sie liegen aber deutlich 
unter den entsprechenden Vergleichswerten in den Jahren 1980 mit 

6.3 Tagen bzw. 1981 mit 6,4 Tagen je Mitarbeiter. 


28 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode DrUCkSactlO 10/4407 


Der Vorstand der DB hat 1985 rund 560 Mitarbeiter der DB für eine 
Ausbildung zum Lokführer zugelassen. Er wird darüber hinaus taugliche 
und interessierte Auszubüdende mit einem Ausbüdungsende 1986 in die 
Lokführer-Laufbahn als Beamtenanwärter aufnehmen und entsprechend 
vorgebildeten Um- und Aussiedlern eine Wiederbeschäftigung als Lok- 
führer bei der DB anbieten. 

Bei der Bedarfsdeckung werden zu gegebener Zeit alle Dienststellen 
— auch das Betriebswerk Bebra - angemessen berücksichtigt werden. Die 
Bundesregierung ist der Auffassung, daß der Vorstand der DB damit aUe 
notwendigen Maßnahmen zur Bedarfsdeckung für den Lokfahrdienst 
getroffen hat. 


72. Abgeordneter 

Zander 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 26. November 1985 

Die im Auftrag des Unüandverbandes Frankfurt erstellte Studie „ S-Bahn- 
Vorlaufbetrieb im Rodgau" liegt dem Frankfurter Verkehrs- und Tarifver- 
bund (FW) und der Deutschen Bundesbahn (DB), nicht aber der Bundes- 
regierung vor. 

Bei Einführung eines S-Bahn- Vorlaufbetriebes ist im Hinblick auf die 
Gestaltung von Netz- und Leistungsangebot in erster Linie der FW 
angesprochen. Der FW hat sich nach eigener Mitteilung bisher nicht mit 
den Ergebnissen der Studie befassen können. Die Geschäftsführung des 
FW will die Vorschläge im Einvernehmen mit der DB prüfen und den 
Organen des FW auftragsgemäß berichten. 

Nach einer ersten Bewertung der DB besteht gegenwärtig aus betriebs- 
und fahrzeugtechnischen Gründen keine Möglichkeit, in den Rodgau 
einen halbstündigen Taktverkehr zwischen Dietzenbach/Ober-Roden 
einerseits und Frankfurt Süd andererseits einzurichten. Insbesondere 
wegen des Umbaus des Bahnhofs Frankfurt Süd für den S-Bahnverkehr 
von 1986 bis 1991 stehen dafür keine Gleiskapazitäten zur Verfügung. 
Auch nach Abschluß dieser Umbauarbeiten wird auf der stark belasteten 
Strecke Offenbach — Frankfurt Süd voraussichtlich kein zusätzlicher 
Taktverkehr mit guter Beförderungsqualität möglich sein, da weder die 
neuen S-Bahn- noch die vorhandenen Fernzugstrecken mitbenutzt wer- 
den könnten. Ferner soUen die in der Studie für den Einsatz vorgeschla- 
genen Triebwagen demnächst ausgemustert werden. Andere Fahrzeuge, 
z. B. Triebwagen der Baureihe 628, die ab 1987 beschafft werden, sind für 
diese Strecke nicht vorgesehen. 


Hält die Bundesregierung die Ergebnisse einer 
im Auftrag des Umlandverbandes Frankfurt (uvf) 
von der Deutschen Eisenbahn Consulting 
GmbH, Frankfurt, unter der Bezeichnung „S- 
B ahn- Vorlaufbetrieb im Rodgau" erstellten Stu- 
die (veröffentlicht in uvf- Drucksache Nr. III/42) 
für zutreffend, wonach technisch die möglichkeit 
besteht, im Vorgriff auf den sich verzögernden S- 
Bahn-Bau in den Rodgau einen halbstündigen 
Taktverkehr zwischen Dietzenbach/Ober-Roden 
einerseits und Frankfurt Süd andererseits einzu- 
richten, der nach der Studie sogar mit einem 
geringeren Aufwand verbunden wäre? 


73. Abgeordneter 

Zander 

(SPD) 


Wann wäre gegebenenfalls mit der Reatisierung 
eines solchen Vorlaufbetriebes zu rechnen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 26. November 1985 

Bei dieser Sachlage kann über den Zeitpunkt der Realisierung eines 
solchen Vorlaufbetriebes erst dann eine Aussage getroffen werden, wenn 
das Ergebnis der Untersuchungen des Frankfurter Verkehrs- und Tarif- 
verbund nach Abstimmung mit der Deutschen Bundesbahn vorliegt. 
Neben verkehrstechnischen werden dabei auch finanzielle Fragen zu 
klären sein. 

74. Abgeordneter 

Dr. Jobst 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 26. November 1985 

Im Rahmen der wirtschaftlichen Verwertung ihres Grundvermögens, 
aber auch zur Verbesserung ihrer Angebotspalette, plant die Deutsche 
Bundesbahn (DB) die Errichtung von Hotels an Personenbahnhöfen. 

Diese werden entweder in die Bahnhöfe integriert oder auf geeigneten 
Grundstücken durch Einräumung von Erbbaurechten privaten Investoren 
zur Verfügung gestellt. Schon seit Jahrzehnten bestehen sieben Hotels in 
Bahnhöfen der DB. Ein weiteres ist gerade fertiggestellt. Zwei weitere 
sind in Bau. Bis 1987 wird die Bereitstellung weiterer fünf Hotelgrund- 
stücke angestrebt. Aus heutiger Marktsicht besteht an insgesamt 
40 Standorten Bedarf an Mittelklassehotels. 

Die erforderlichen Erbbaurechte werden nach Wettbewerbsgesichts- 
punkten vergeben. 

Die Leitlinien der Bundesregierung für die DB vom 23. November 1983 
geben in Ziffer C 6 vor: 

„Kooperation und Kapitalbeteiligung Dritter an Projekten der DB können 
geeignet sein, die Produktivität zu steigern, die Liquidität zu verbessern 
und die Auslastung der Kapazitäten zu sichern." 

Mit der Hotelkonzeption, die auf der Bereitstellung geeigneter Hotel- 
grundstücke durch die DB sowie Planung, Finanzierung und Betreibung 
durch Dritte beruht, sucht die DB dieser Vorgabe zu entsprechen. 


Wie beurteüt die Bundesregierung die Absicht 
des Vorstandes der Deutschen Bundesbahn, die 
Anzahl der Intercity- Hotels von bisher 4 auf 40 
zu erhöhen? 


75. Abgeordneter Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr. Jobst im Falle der Errichtung von Hotelbauten auf 

(CDU/CSU) eigenem Gelände der Deutschen Bundesbahn 

(DB), die neu entstehenden Hotels nicht in der 
Regie der DB, sondern als mittelständische 
Pachtbetriebe genutzt werden sollten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 26. November 1985 

Wie bei den bereits vorhandenen acht Hotels praktiziert, wird die Deut- 
sche Bundesbahn auch neue Intercity- Hotels nicht in Eigenregie betrei- 
ben. Sie ist von sich aus wirtschaftlich daran interessiert, daß sich an dem 
Wettbewerb um neue Standorte möglichst viele Anbieter beteiligen, die 
über die erforderliche fachliche Kompetenz und finanzielle Kapazität 
verfügen. Sie hat daher dem Pächterverband Union Deutscher Bahnhofs- 
betriebe und dem Dehoga (Deutscher Hotel- und Gaststättenverband) 
angeboten, auch die Möglichkeiten der Beteüigung mittelständischer 
Unternehmen an der Realisierung zu erörtern. Die Gespräche werden in 
Kürze stattfinden. 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/4407 


76. Abgeordneter Treffen Pressemitteilungen zu, nach denen die 

Lattmann Deutsche Bundesbahn beabsichtigt, in den kom- 

(CDU/CSU) menden Jahren die Anzahl der IC-Hotels von 

bisher 4 auf 40 zu erhöhen und der Ausbau der 
DSG -Restaurants weiter vorangetrieben werden 
soU? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 26, November 1985 

Im Rahmen der wirtschaftlichen Verwertung ihres Grundvermögens, 
aber auch zur Verbesserung ihrer Angebotspalette, plant die Deutsche 
Bundesbahn (DB) die Errichtung von Hotels an Personenbahnhöfen. 

Diese werden entweder in die Bahnhöfe integriert oder auf geeigneten 
Grundstücken durch Einräumung von Erbbaurechten privaten Investoren 
zur Verfügung gestellt. Schon seit Jahrzehnten bestehen sieben Hotels in 
Bahnhöfen der DB. Ein weiteres ist gerade fertiggestellt. Zwei weitere 
sind in Bau. Bis 1987 wird die Bereitstellung weiterer fünf Hotelgrund- 
stücke angestrebt. Aus heutiger Marktsicht besteht an insgesamt 
40 Standorten Bedarf an Mittelklassehotels. 

Die erforderlichen Erbbaurechte werden nach Wettbewerbsgesichts- 
punkten vergeben. 

Die Leitlinien der Bundesregierung für die DB vom 23. November 1983 
geben in Ziffer C 6 vor: 

„Kooperation und Kapitalbeteiligung Dritter an Projekten der DB können 
geeignet sein, die Produktivität zu steigern, die Liquidität zu verbessern 
und die Auslastung der Kapazitäten zu sichern.'' 

Mit der Hotelkonzeption, die auf der Bereitstellung geeigneter Hotel- 
grundstücke durch die DB sowie Planung, Finanzierung und Betreibung 
durch Dritte beruht, sucht die DB dieser Vorgabe zu entsprechen. 

Der Deutschen Speisewagen Gesellschaft (DSG) wird wie bisher keine 
den freien Wettbewerb ausschüeßende Sonderstellung eingeräumt. Dies 
gilt auch für die Verpachtung von Bahnhofsgaststätten. 


77. Abgeordneter Ist ein solches Vorhaben mit den marktwirt- 

Lattmann schafüichen Überzeugungen und den daraus re- 

(CDU/CSU) siütierenden Privatisierungsanstrengungen der 

Bundesregierung vereinbar? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 26. November 1985 

Das Verhalten der Deutschen Bundesbahn (DB) bei der Vergabe von 
Erbbaurechten und der Verpachtung von Räumen und Hächen in Perso- 
nenbahnhöfen entspricht marktwirtschaftüchen Grundsätzen. 

In der Hotelkonzeption der DB, die auf der Bereitstellung geeigneter 
Hotelgrundstücke durch die DB sowie Planung, Finanzierung und Betrei- 
bung durch Dritte beruht, sieht die Bundesregierung eine gute Möglich- 
keit der Kooperation privater Unternehmen der DB. 

Die DB hat dem Pächterverband Union Deutscher Bahnhofsbetriebe und 
dem Deutschen Hotel- und Gaststättenverband (Dehoga) angeboten, die 
Möglichkeiten der Beteiligung mitteiständischer Hotelunternehmen an 
der realisierung der IC- Hotelkonzeption zu erörtern. Die Gespräche wer- 
den in Kürze stattfinden. Die DB ist von sich aus wirtschaftlich interes- 
siert, daß sich an dem Wettbewerb möglichst viele qualifizierte Anbieter 
beteiligen. 
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78. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Lennartz ein langsam fahrendes Katalysatorauto (z. B. 

(SPD) 30 Kilometer/Stunde) mehr Schadstoffe emittiert 

als ein Auto ohne Katalysator mit derselben Ge- 
schwindigkeit? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 28. November 1986 

Nein. 

79. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, wenn sie die un- 

Lennartz ter 78 genannte Auffassung teilt, eine Mindest- 

(SPD) geschwindigkeit für Personenkraftwagen nüt 

Katalysator einzuführen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 28. November 1985 

Die Beantwortung erübrigt sich auf Grund der Fragestellung. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 

80. Abgeordneter Welche Auswirkungen haben nach Meinung der 

Wittmann Bundesregierung die geplanten Rationalisierun- 

(Tännesberg) gen in traditionellen Bereichen der Deutschen 

(CDU/CSU) Bundespost (DBP) auf die flächendeckende Ver- 

sorgung Ostbayerns mit Postdienststellen, und 
plant die DBP weitere Stillegungen im genann- 
ten Bereich? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 26. November 1986 

Die flächendeckende Postversorgung der Bevölkerung nüt Postämtern, 
Poststellen, Fahrbaren Postschaltern und Zustellern mit Annahmebefug- 
nis wird nach den Grundsätzen des Konzepts zur Postversorgung auf dem 
Lande sichergestellt, das mit Drucksache 9/408 dem Deutschen Bundes- 
tag vorgelegt worden ist. Danach ist insbesondere die nachweisbare 
Inanspruchnahme von Postdienstleistungen durch die Postkunden Maß- 
stab für die Einrichtung, Aufhebung oder Umwandlung von Amtsstellen 
bzw. anderen Versorgungseinrichtungen. Etwaige Rationalisierungs- 
maßnahmen in traditionellen postahschen Bereichen haben auf die 
Gestaltung des postahschen Amtsstellennetzes keine Auswirkungen, 

Zu Aufhebungen von Amtsstellen, die bei starkem Nachfragerückgang 
notwendig werden, kommt es im allgemeinen erst nach Einzelfallprüfung 
und im Zusammenhang mit Änderungen personeller Verhältnisse. Es 
gibt deshalb keine regionalen oder zentralen Vorausplanungen für die 
Aufhebung von Amtsstellen. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 

81. Abgeordneter In welcher Größenordnung sind in den Jahren 

Würtz 1982, 1983 und 1984 Forschungsmittel des Bun- 

(SPD) desministeriums für Forschung und Technologie 

nach Niedersachsen und Bremen geflossen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 27. November 1985 

Die gewünschten Angaben ergeben sich aus der nachstehenden Über- 
sicht. Wie bereits in meiner Antwort auf eine Frage des Abgeordneten 
Hinsken nach regionaler Verteüung der Mittel des Bundesministeriums 
für Forschung und Technologie (Drucksache 10/3052, S. 38) darf ich auf 
folgendem hin weisen: 

Der Einsatz von Datenbanksystemen ermöglicht eine Analyse der For- 
schungs- und Entwicklungsförderung und -finanzienmg durch den Bim- 
desminister für Forschung und Technologie nach verschiedenen Krite- 
rien, u. a. auch nach regionalen Gesichtspunkten. Regionalauszüge soll- 
ten jedoch nicht isoliert benutzt werden. Sie sind im Zusammenhang mit 
den Rahmenbedingungen, unter denen die Förderung bzw. Finanzierung 
zustande kommen, und anderen Daten der Region zu sehen. Eine regio- 
nale Verteüung der Fördermittel kann kein eigenständiges Ziel der FuT- 
Politik sein, die an der wissenschaftlich-technischen Qualifikation ausge- 
richtet ist; regionale Gesichtspunkte können für die Förderungswürdig- 
keit, insbesondere von FuE- Vorhaben, nur eine untergeordnete Rolle 
spielen. 

Hinzu kommt, daß in der Projektförderung in der Regel auf Antrag der 
FuE- Stellen gefördert wird. 

Zur Beurteüung der gesamten Forschungs- und Entwicklimgsaktivitäten 
in der Bundesrepublik Deutschland müssen auch die Förderungen der 
übrigen Bundesressorts und Länder sowie Eigenaufwendungen der Wirt- 
schaft berücksichtigt werden. 



Mittelabfluß in Mülionen DM 

Bundesland 

1982 

1983 

1984 

Niedersachsen 

445,6 

436,2 

457,3 

davon 




Inst. + Int. F * ) 

172,3 

187,8 

189,7 

Direkte Projekt- Förderung 

267,6 

239,5 

255,0 

indirekte und 

indirekte spezielle Förderung 

5,7 

8,9 

12,6 

Bremen 

84,0 

115,3 

133,2 

davon 




Inst. + Int. F*) 

19,8 

37,1 

60,0 

Direkte Projekt-Förderung 

62,6 

76,0 

72,3 

indirekte und 

indirekte spezielle Förderung 

1,6 

2,2 

1,0 


*) enthält institutionelle Förderung und internationale Beiträge und Leistungen, 
teüweise geschätzt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers 
für wirtschaftiiche Zusammenarbeit 


82. Abgeordneter 
Volmer 
(DIE GRÜNEN) 


Welche Forschungs- und Entwicklungshilfepro- 
jekte sind von der Bundesregierung auf dem 
Gebiet der „Datenverarbeitung in der Entwick- 
lungshüfe" in den letzten zehn Jahren unter- 
stützt worden, und welchen finanziellen Umfang 
hatten diese Projekte? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Köhler 
vom 29. November 1985 

In den letzten zehn Jahren hat die Bundesregierung die folgenden Pro- 
jekte mit Projektschwerpunkt „Datenverarbeitung" in Entwicklimgslän- 
dem gefördert; 

a. Unterstützung der kenianischen Zollverwaltung u. a. durch neues 
EDV-System - 930 052 DM 

b. Unterstützung der türkischen Steuerverwaltung durch Einführung von 
EDV -4 709 340 DM-. 

c. Unterstützimg des gambischen zentralen Statistikamtes im Bereich 
der Datenverarbeitung - 506 023 DM 

d. Unterstützung des Staatsplanungsamtes Ankara durch Einführung 
eines Kleincomputersystems - 309 260 DM 

e. EDV-Seminar Manüa - 275 000 DM 

f . EDV-Ausbüdung Sri Lanka - 380 000 DM 

g. EDV-Ausbüdung Bangladesh - 550 000 DM 

h. EDV-Ausbüdung Thaüand - 375 000 DM 

i. „ Systemfamilie intelligenter kommunikationsfähiger Geräte für chine- 
sische Schriftzeichen" - 1 925 000 DM 

j. „Standardisienmg von ComputerschnittsteUen und Programmierspra- 
chen am Beispiel von Rechnemetzwerken" (deutsch-chinesisches 
Gemeinschaftsvorhaben) - 869 900 DM 

k. „Einfühmng von PEARL in Brasilien auf Basis der Compüer-Technolo- 
gie von Werum" - 746800 DM 

l. Deutsch-israelische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Informa- 
tionsverarbeitimg - 1 500 000 DM 

83. Abgeordneter Welche DatenverarbeitungshersteUer sind an 

Volmer welchen dieser Projekte beteüigt, und gibt es in 

(DIE GRÜNEN) diesen Projekten eine spezieUe Fördemng von 

Frauen in der Dritten Welt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Köhler 
vom 29. November 1985 

Beteiligung von DatenverarbeitungshersteUern an den Projekten zu 
Frage 82: 

a. keine 

b. keine 

c. keine 

d. keine 

e. Siemens, Nixdorf 

f. Kienzle, Siemens, Nixdorf 

g. Siemens, Nixdorf 

h. keine 

i. Olympia-Werke 

j. keine 

k. keine 

l. keine 

In den Projekten e. bis h. war eine zum Teü mehr als 50prozentige 
Beteiligung von Frauen festzusteUen; im FaUe des Vorhabens g. wurden 
bei gleicher Qualifikation der Bewerbungen Frauen bevorzugt. 

Bonn, den 29. November 1985 
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